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Bundesrat Nationalrat

1. Abschnitt: Allgemeine Bestimmun-
gen

Art. 1 Zweck und Gegenstand

1 Dieses Gesetz bezweckt die Gewahrleistung
einer sicheren und einfachen elektronischen
Kommunikation in der Justiz zwischen Privaten
und Behorden sowie unter Behorden.

2Es regelt:

a. den Aufbau und den Betrieb einer oder
mehrerer Plattformen flir die elektronische
Ubermittiung von Dokumenten in der Justiz;

b. die Schaffung einer éffentlich-rechtlichen
Korperschaft als Tragerschaft einer zentra-
len, méglichst landesweit einzusetzenden
Plattform (zentrale Plattform);

c. allgemeine verfahrensrechtliche Aspekte
der elektronischen Kommunikation und
Akteneinsicht.

Art. 2 Geltungsbereich

Dieses Gesetz ist anwendbar, soweit das je-
weilige Verfahrensrecht dies vorsieht.

2. Abschnitt: Tragerschaft der Platt-
formen

Art. 3 Zentrale Plattform

1Der Bund strebt zum Aufbau und zum Betrieb
der zentralen Plattform gemeinsam mit den
interessierten Kantonen die Griindung einer
offentlich-rechtlichen Kérperschaft mit eigener
Rechtspersonlichkeit an.

2 Zur Griindung der Korperschaft schliessen
die Gemeinwesen eine Vereinbarung ab. Fur
den Bund kann der Bundesrat die Vereinba-
rung selbststandig abschliessen.

3 Die Vereinbarung kann erst in Kraft treten,
wenn der Bund und mindestens 18 Kantone sie
genehmigt haben.
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Bundesrat Nationalrat

4 Die Korperschaft erlangt die Rechtsperson-
lichkeit mit dem Inkrafttreten der Vereinbarung.

Art. 4 Weitere Plattformen

11st ein Kanton nicht Partei der Vereinbarung
oder kommt diese nicht zustande, so muss der
Kanton flr die von seinen Behoérden gefiihrten
Verfahren eine Plattform fir die elektronische
Kommunikation zur Verfugung stellen.

2Kommt die Vereinbarung nicht zustande, so
beauftragt der Bundesrat eine Verwaltungsein-
heit der zentralen Bundesverwaltung damit,
eine Plattform flr die von Bundesbehorden
gefuhrten Verfahren zur Verfligung zu stellen.

3 Die Kantone konnen ihre Aufgaben nach
diesem Gesetz in anderer als der in diesem
Abschnitt vorgesehenen Form gemeinsam
erfillen.

Art. 5 Zusatzliche Dienstleistungen

Die Kérperschaft kann neben der zentralen
Plattform zusatzliche Dienstleistungen und
technische Mittel anbieten, die fiir die elektroni-
sche Kommunikation in Justizverfahren geeig-
net sind, insbesondere:

a. zur Ton- und BildUbertragung gemass dem
anwendbaren Verfahrensrecht;

b. zur Veréffentlichung von Entscheiden und
Mitteilungen;

c. zur Bearbeitung von elektronischen Akten;

d. zur Einrichtung von Arbeitsplatzen.

Art. 6 Leistungsbezug durch Nichtmit-
glieder

Die Korperschaft kann Kantonen, die nicht
Partei der Vereinbarung sind, ihre Leistungen
auf vertraglicher Basis gegen kostendeckendes
Entgelt zur Verfliigung stellen.
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Bundesrat Nationalrat

Art. 7 Inhalt der Vereinbarung

1 Die Vereinbarung muss den Namen und den
Sitz der Korperschaft festlegen und die inhaltli-
chen Vorgaben nach diesem Gesetz enthalten.

2 Sie kann Bestimmungen enthalten tber:

die Einberufung der Organe;

das Stimmrecht der Mitglieder der Organe;
die Art und Weise der Beschlussfassung;
das Vorgehen im Streitfall;

die Kostenverteilung unter den Kantonen;

-~ 0o a0 T O

die zuséatzlich zur Plattform angebotenen
Dienstleistungen.

Art. 8 Organe

Die Organe der Korperschaft sind:
a. die Versammlung;

b. der Vorstand;

c. die Geschaftsleitung;

d. die Revisionsstelle.

Art. 9 Versammlung

1 Die Versammlung ist das oberste Organ der
Korperschaft.

2 Sie besteht aus:

a. der Vorsteherin oder dem Vorsteher des
Eidgenossischen Justiz- und Polizeidepar-
tements (EJPD);

b. zwei Vertreterinnen oder Vertretern jedes
Kantons, der Partei der Vereinbarung ist;
und

c. der Prasidentin oder dem Prasidenten des
Bundesgerichts.

3 Sie nimmt folgende uniuibertragbare Aufgaben
wahr:
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Bundesrat Nationalrat

a. Wahl und Abberufung:

1. ihrer Prasidentin oder ihres Prasidenten
und ihrer Vizeprasidentin oder ihres
Vizeprasidenten,

2. der kantonalen Mitglieder des Vor-
stands,

3. der Prasidentin oder des Prasidenten
und der Vizeprasidentin oder des Vize-
prasidenten des Vorstands,

4. der Revisionsstelle;
b. Genehmigung der Jahresrechnung;

c. Entlastung der Mitglieder des Vorstands
und der Geschéftsleitung;

d. Beschlussfassung in den Angelegenheiten,
fur die sie nach diesem Gesetz zustandig
ist;

e. Erlass des Geschéaftsreglements.

4 Die Vorsteherin oder der Vorsteher des EJPD
sowie die Prasidentin oder der Prasident des
Bundesgerichts haben bei der Wahl der kanto-
nalen Mitglieder des Vorstands kein Stimm-
recht.

5Die Versammlung kann die Vereinbarung
andern oder aufheben.

6 Anderungen der Vereinbarung, die nicht aus-
schliesslich die zuséatzlich zur zentralen Platt-
form angebotenen Dienstleistungen betreffen,
treten erst in Kraft, wenn sie vom Bund und
allen Kantonen, die Partei der Vereinbarung
sind, genehmigt wurden. Der Bundesrat geneh-
migt die Anderungen fiir den Bund.
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Bundesrat

Art. 10 Vorstand

1 Der Vorstand ist das Flihrungsorgan der Kor-
perschaft.

2 Er besteht mindestens aus:

a. einer Vertreterin oder einem Vertreter des
EJPD;

b. drei Vertreterinnen oder Vertretern der
Kantone;

c. einer Vertreterin oder einem Vertreter des
Bundesgerichts.

3 Der Bundesrat wahlt die Vertreterin oder den
Vertreter des EJPD.

4 Das Bundesgericht wahlt die Vertreterin oder
den Vertreter des Bundesgerichts.

5Bei der Wahl der Mitglieder ist darauf Riick-
sicht zu nehmen, dass die Landesgegenden
und Sprachregionen angemessen vertreten
sind.

6 Der Vorstand nimmt folgende Aufgaben wabhr:

a. Erist fur die strategische Leitung der Kor-
perschaft zustandig.

b. Er legt die Organisation der Kérperschaft
fest.

c. Erist fur die Ausgestaltung des Rechnungs-

wesens, der Finanzkontrolle sowie der
Finanzplanung zustandig.

d. Erernennt die Geschaftsleitung, legt deren

Zeichnungsberechtigung fest, und beruft sie

ab.

e. Er hat die Oberaufsicht Gber die mit der
Geschéftsfihrung betrauten Personen.

f. Er erstellt den Geschéftsbericht, bereitet die

Sitzungen der Versammlung vor und fuhrt
deren BeschlUsse aus.

Nationalrat

Art. 10

b. drei Vertreterinnen oder Vertretern der
Kantone, worunter mindestens eine Vertre-
terin oder ein Vertreter qualifizierte Informa-
tikkenntnisse besitzen muss;

d. einer Vertreterin oder einem Vertreter der
Anwaltschaft.
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Bundesrat Nationalrat

Art. 11 Geschéftsleitung

1 Die Geschaftsleitung vollzieht die Beschlisse
der Ubergeordneten Organe und vertritt die
Korperschaft nach aussen.

2 Sje ist fur alle Geschafte zustéandig, die kei-
nem anderen Organ zugewiesen sind.

Art. 12 Revisionsstelle

1 Die Revisionsstelle fiihrt eine ordentliche
Revision unter sinngemasser Anwendung der
diesbezliglichen Vorschriften des Obligationen-
rechts’ durch.

2 Sie wird von der Versammlung fiir zwei Jahre
gewahlt.

3 Wenn maoglich wird die Finanzkontrolle einer
Partei dieser Vereinbarung gewahlt.

4 Die Wiederwahl ist zuldssig.

Art. 13 Beschlussfassung in Versamm-
lung und Vorstand

1 Die Versammlung und der Vorstand sind
beschlussfahig, wenn mindestens die Halfte
der Mitglieder anwesend ist.

2Ein Beschluss kommt zustande, wenn die
Mehrheit der anwesenden Mitglieder zustimmt.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Prasi-
dentin oder der Prasident. Die Vereinbarung
kann eine qualifizierte Mehrheit vorsehen.

3Bei Wahlen wird jeder Sitz einzeln besetzt.
Gewahlt ist, wer am meisten Stimmen erhélt.
Bei Stimmengleichheit wird eine Stichwahl
durchgefihrt.

4 Beschliisse kdnnen (ber elektronische Kom-
munikationsmittel gefasst werden, insbesonde-
re mittels Telefon- oder Videokonferenzen.
Schriftliche Beschlussverfahren sind zulassig,
wenn kein Mitglied eine Beratung verlangt.

3 SR 220
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Bundesrat Nationalrat

Art. 14 Handelsregistereintrag

1 Die Korperschaft ist ins Handelsregister des
Ortes einzutragen, an dem sie ihren Sitz hat.

2Die Eintragung hat deklaratorische Wirkung.

3 Mit der Anmeldung zur Eintragung muss die
Vereinbarung dem Handelsregisteramt einge-
reicht werden. Wird die Vereinbarung ange-
passt, so muss dem Handelsregisteramt eine
neue, vollstandige Fassung der Vereinbarung
eingereicht werden.

Art. 15 Anwendbares Recht

1 Auf die mit der Erfullung der Aufgaben der
Kérperschaft verbundenen Rechtsfragen ist
Bundesrecht anwendbar, insbesondere betref-
fend:

a. die Offentlichkeit der Verwaltung, den Da-
tenschutz und die Datensicherheit;

b. offentliche Beschaffungen;
c. die Archivierung;
d. den Rechtsweg.

2FUr Arbeitsverhaltnisse des Personals der
Korperschaft und die damit verbundenen Fra-
gen wie die berufliche Vorsorge gilt das Obliga-
tionenrecht'.

3 Stellt ein Gemeinwesen der Kdrperschaft
Personal zur Verfligung, so bleibt auf die Ar-
beitsverhaltnisse der betroffenen Personen und
die damit verbundenen Fragen dessen Recht
anwendbar.

4 Sieht das Bundesrecht einen Entscheid durch
Verfligung vor, so wird diese von der Ge-
schaftsleitung erlassen.

4 SR 220
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Bundesrat

Art. 16 Gewinn, Vermdgen und Steuer-
befreiung

1 Die Korperschaft strebt keinen Gewinn an
und baut Vermdgen nur so weit auf, als es
notwendig ist, um den Betrieb der Plattform zu
finanzieren und die Liquiditat sicherzustellen.

2 Sje ist von jeder Besteuerung durch den
Bund, die Kantone und die Gemeinden befreit.
Vorbehalten bleibt das Bundesrecht Uiber:

a. die Mehrwertsteuer;
b. die Verrechnungssteuer;
c. die Stempelabgaben.

Art. 17 Austritt

1 Jedes Gemeinwesen kann mit einer Frist von
drei Jahren auf das Ende eines Kalenderjahrs
aus der Vereinbarung austreten.

2Ein Austritt bewirkt nicht die Aufldsung der
Korperschaft.

3 Die geleisteten Beitrage werden nicht zuruick-
erstattet.

3. Abschnitt: Funktionen der Plattfor-
men

Art. 18 Adressverzeichnis

1 Jede Plattform enthalt ein Verzeichnis mit den
Adressen aller Behorden und Personen, die
Uber diese Plattform kommunizieren.

Nationalrat

Art. 18

'bis Benutzerinnen und Benutzer, die freiwillig
Uber eine Plattform kommunizieren, kdnnen in
deren Verzeichnis eintragen, in welchen Ver-
fahren sie elektronisch kommunizieren wollen.

(siehe Art. 11b Abs. 3 VWVG, Art. 38d Abs. 2
BGG, Art. 128d Abs. 2 ZPO, Art. 103d Abs. 2
StPO, Art. 2d Abs. 2 ZeugSG, Art. 8d Abs. 2
OHG, Art. 31e Abs. 2 VStrR und Art. 37c Abs. 2
MStP)
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Bundesrat Nationalrat

2 Uber jede Plattform kénnen die Verzeichnisse
aller Plattformen abgefragt werden.

3 Die verfahrensleitenden Behdrden haben
Zugriff auf samtliche Eintrage.

4 Die Ubrigen Benutzerinnen und Benutzer
haben Zugriff auf die im Adressverzeichnis
eingetragenen Adressen von Behdrden.

Art. 19 Benutzeroberflache und Schnitt-
stellen

1 Jede Plattform hat eine Benutzeroberflache,
die Uber gangige Technologien erreicht und
benutzt werden kann.

2 Die zentrale Plattform verflgt Gber Schnitt-
stellen fur die Anbindung anderer Anwendun-
gen.

3 Der Bundesrat regelt die Anforderungen an
die Schnittstellen.

Art. 20 Authentifizierung der Benutzerin-
nen und Benutzer

1 Die Benutzerinnen und Benutzer miissen sich
gegenuber der Plattform, die sie benutzen,
authentifizieren.

2 Der Bundesrat bestimmt, welche elektroni-
schen Identitdtsnachweise dazu eingesetzt
werden konnen.

Art. 21 Ausnahmen zur Authentifizierung
gegentiber der Plattform

1 Benutzerinnen und Benutzer, die eine Platt-
form Uber die Anwendung einer Behorde nut-
zen, mussen sich gegenuber der Plattform
nicht authentifizieren, wenn die Tragerschaft
der Plattform dies bewilligt hat.

2Die Tragerschaft erteilt die Bewilligung, wenn
die Authentifizierung Uber die Anwendung der
Behoérde gewahrleistet ist.
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Bundesrat Nationalrat

Art. 22 Entgegennahme und Abruf von
Dokumenten

1 Die Plattformen nehmen die Dokumente der
Benutzerinnen und Benutzer entgegen. Noti-
genfalls Ubermitteln sie die Dokumente an die
Plattform, die die Adressatin oder der Adressat
benutzt. Die Plattform der Adressatin oder des
Adressaten ermdglicht dieser oder diesem den
Zugriff auf die Dokumente.

2Die Behorden versehen die Dokumente vor
der Ubermittlung an eine Plattform mit einem
geregelten elektronischen Siegel und einem
qualifizierten elektronischen Zeitstempel nach
dem Bundesgesetz vom 18. Marz 2016° liber
die elektronische Signatur (ZertES). Fehlt das
Siegel oder der Zeitstempel, so nimmt die
Plattform die Dokumente nicht entgegen.

3Bei den Dokumenten der brigen Benutzerin-
nen und Benutzer bringen die Plattformen
selbst ein Siegel und einen Zeitstempel an.

4 Die Plattformen stellen folgende Quittungen
aus und versehen sie mit einem Siegel und
einem Zeitstempel:

a. eine Eingangsquittung: sobald die Absend-
erin oder der Absender ein Dokument Uber-
mittelt;

b. eine Abrufquittung: fiir jede Adressatin und
jeden Adressaten, sobald sie oder er das
Dokument erstmals abruft;

c. eine Nichtabholquittung: wenn eine Adres-
satin oder ein Adressat das Dokument bis
zum Ende des siebten Tags nach der Uber-
mittlung nicht abgerufen hat.

5Die Dokumente und Quittungen werden fri-
hestens 90 Tage nach der Ubermittlung ge-
I6scht. Bis zur L6schung kénnen die Absend-
erin oder der Absender sowie die betreffende
Adressatin oder der betreffende Adressat sie
jederzeit abrufen.

5 SR 943.03
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Bundesrat

6 Der Bundesrat regelt die Form und den Inhalt
der Quittungen sowie die maximale Aufbewah-
rungsfrist der Dokumente und Quittungen.

Art. 23 Zusatzliche Benachrichtigungen

Die Benutzerinnen und Benutzer konnen auf
der von ihnen benutzten Plattform zusatzlich
zur Adresse auf der Plattform weitere Adressie-
rungselemente angeben. Die Plattform infor-
miert auf diesem Weg ohne Gewahr Uber das
Vorhandensein neuer Dokumente und Quittun-
gen.

Art. 24 Weitergabe und Verwaltung von
Berechtigungen

1 Die Plattform muss den Benutzerinnen und
Benutzern ermdglichen, andere Benutzerinnen
und Benutzer zum Abruf und zur Ubermittlung
von Dokumenten zu berechtigen.

2 Sie muss es den Benutzerinnen und Benut-
zern ermdglichen, Benutzergruppen zu bilden.

3 Die Benutzerinnen und Benutzer, die eine
Berechtigung erhalten, missen diese jederzeit
ablehnen konnen.

4 Die Weitergabe einer Berechtigung ist aus
den angebrachten geregelten elektronischen
Siegeln nicht ersichtlich.

Nationalrat

Art. 23

... angeben. Die Plattform infor-
miert auf diesem Weg Uber das Vorhandensein
neuer Dokumente und Quittungen.
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Bundesrat

4. Abschnitt: Betriebsbewilligung

Art. 25

1 Fir den Betrieb einer Plattform ist die Bewilli-
gung des EJPD erforderlich.

2Die Bewilligung wird erteilt, wenn die Platt-
form die Anforderungen nach dem 3. Abschnitt
und die Anforderungen an die Interoperabilitat
mit allen anderen Plattformen erfllt.

3 Der Bundesrat regelt die Anforderungen an
die Interoperabilitat sowie das Bewilligungsver-
fahren und die Kostentragung.

5. Abschnitt: Nichterreichbarkeit ei-
ner Plattform

Art. 26

1lst eine Plattform am Tag, an dem eine Frist
ablauft, nicht erreichbar, so verlangert sich die
Frist bis zu dem Tag, der auf den Tag folgt, an
dem die Plattform erstmals wieder erreichbar
ist.

2Fallt der Folgetag auf einen Samstag, einen
Sonntag oder einen vom Bundesrecht oder
vom kantonalen Recht anerkannten Feiertag,
so endet die Frist am nachstfolgenden Werk-
tag. Massgebend ist das Recht des Kantons, in
dem die verfahrensleitende Behorde ihren Sitz
hat.

3 Die Nichterreichbarkeit der Plattform ist von
der Benutzerin oder dem Benutzer glaubhaft zu
machen.

4Wahrend die Plattform nicht erreichbar ist,
sind die betroffenen Benutzerinnen und Benut-
zer nicht verpflichtet, die Plattform zu nutzen.

Nationalrat

Art. 25

mit allen anderen Plattformen erfillt und der
Quellcode der Plattform in geeigneter Form
offentlich zuganglich gemacht wurde.

Art. 26

3 Die Nichterreichbarkeit der Plattform ist
glaubhaft zu machen.

... Benutzerinnen und Benut-
zer, die Behorden oder die Gerichte nicht ver-
pflichtet, die Plattform zu nutzen.
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Bundesrat

6. Abschnitt: Datenschutz und Daten-
sicherheit

Art. 27 Datenschutz

1 Die Daten auf den Plattformen sind nach
schweizerischem Recht in der Schweiz zu
halten und zu bearbeiten. Beigezogene Diritte,
die Zugang zu den Daten erhalten, missen
schweizerischem Recht unterstehen und ihren
Sitz oder Wohnsitz in der Schweiz haben.

2Die Korperschaft darf diejenigen Personenda-
ten, einschliesslich besonders schitzenswerter
Personendaten, bearbeiten, soweit dies fir die
Funktionen der Plattformen nach dem 3. Ab-
schnitt erforderlich ist.

3 Die Bestimmungen des anwendbaren Verfah-
rensrechts zum Datenschutz bleiben vorbehal-
ten.

4 Das Akteneinsichtsrecht und das Auskunfts-
recht im Rahmen eines hangigen Verfahrens
richten sich nach dem anwendbaren Verfah-
rensrecht, bei abgeschlossenen Verfahren
nach dem anwendbaren Recht der Behorde,
die sich zuletzt mit dem Verfahren befasst hat.

5 Soweit die Datenbearbeitung nicht im an-
wendbaren Verfahrensrecht geregelt ist, richtet
sich der Datenschutz:

a. nach dem Datenschutzgesetz vom 25. Sep-
tember 2020°, wenn eine Bundesbehorde
befasst ist;

b. nach der kantonalen Datenschutzgesetzge-
bung, wenn eine kantonale Behdrde be-
fasst ist.

6 Der Eidgenéssische Datenschutz- und Offent-
lichkeitsbeauftragte Ubt die datenschutzrechtli-
che Aufsicht Uber die Plattformen aus.

6 SR 235.1; AS 2022 491

Nationalrat

Art. 27

... dem anwendbaren Recht der Behorde,
bei der um Akteneinsicht oder Auskunft ersucht
wird.
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Bundesrat Nationalrat

Art. 28 Datensicherheit

1 Die Kérperschaft und die Gemeinwesen, die
eine eigene Plattform nach Artikel 4 betreiben,
legen in einem Bearbeitungsreglement insbe-
sondere die organisatorischen und technischen
Massnahmen gegen unbefugtes Bearbeiten
der Daten fest und regeln die automatische
Protokollierung der Datenbearbeitung und der
Dateneinsicht.

2 Sie bezeichnen eine Aufsicht. Diese Uberprift
die Datensicherheit der Plattformen regelmas-
sig.

3 Der Bundesrat regelt die Anforderungen an

die Datensicherheit. Er orientiert sich dabei an
allgemein anerkannten Standards.

7. Abschnitt:
Digitalisierung und Riicksendung
von physischen Dokumenten

Art. 29 Digitalisierung von physischen
Dokumenten

1 Die Behorden lesen physisch eingereichte
Dokumente elektronisch ein. Ausgenommen
sind Dokumente, die sich aus technischen
Grunden nicht dafur eignen.

2 Sie versehen die elektronischen Dokumente
mit einem qualifizierten elektronischen
Zeitstempel nach dem ZertES'.

3 Die elektronischen Dokumente gelten im
Verfahren als massgebliche Version.

4 Der Bundesrat regelt das Digitalisierungsver-
fahren.

7 SR 943.03
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Bundesrat Nationalrat

Art. 30 Rucksendung von physischen
Dokumenten

1 Die Behorden senden die physisch einge-
reichten Dokumente nach der Digitalisierung
an die Absenderin oder den Absender zurick.

2\Werden die Dokumente im Verfahren ben6-
tigt, so behalten sie diese so lange wie nétig
zurlck.

8. Abschnitt: Haftung

Art. 31

1Fir den Schaden, der einer Person durch den
Betrieb der zentralen Plattform widerrechtlich
entsteht, haftet die Kérperschaft nach dem
Verantwortlichkeitsgesetz vom 14. Marz 1958°
(VG) mit ihrem Vermdégen.

2 Die Ausfallhaftung des Bundes (Art. 19 Abs. 1
Bst. a VG) gilt nicht; an ihre Stelle tritt die Kos-
tenaufteilung zwischen Bund und Kantonen
nach Artikel 33.

9. Abschnitt: Finanzierung der zentra-
len Plattform

Art. 32 Gebihren

1 Die Korperschaft erhebt jahrlich von den Be-
horden, welche die zentrale Plattform nutzen,
Gebuihren zur Deckung der Betriebs- und Wei-
terentwicklungskosten. Von den ubrigen Benut-
zerinnen und Benutzern erhebt sie keine Ge-
buhren.

2Der Bundesrat legt die Hohe der Geblihren
fest. Er kann Pauschalen vorsehen.

8 SR 170.32
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Bundesrat Nationalrat

Art. 33 Aufteilung der Aufbaukosten
zwischen Bund und Kantonen

Der Bund tragt 25 Prozent der Kosten fur den
Aufbau der zentralen Plattform, die Kantone 75
Prozent.

Art. 34 Ubertragung der Plattform an die
Korperschaft

Der Bund und die Kantone Ubertragen der
Kérperschaft die zentrale Plattform; die Uber-
tragung erfolgt kostenlos.

10. Abschnitt: Schlussbestimmungen

Art. 35 Vollzug

Der Bundesrat erlasst die Ausflihrungsbestim-
mungen.

Art. 36 Anderung anderer Erlasse

Die Anderung anderer Erlasse wird im Anhang
geregelt.

Art. 37 Referendum und Inkrafttreten

1 Dieses Gesetz untersteht dem fakultativen
Referendum.

2 Der Bundesrat bestimmt das Inkrafttreten
unter Vorbehalt von Absatz 3.

3 Die folgenden Bestimmungen treten zwei
Jahre nach dem Inkrafttreten dieses Gesetzes
in Kraft:

a. Anhang Ziffer 2 Artikel 6b und 47a;
Anhang Ziffer 3 Artikel 38b und 38c;
Anhang Ziffer 6 Artikel 128b und 128c;
Anhang Ziffer 12 Artikel 103b und 103c;
Anhang Ziffer 13 Artikel 2b und 2c¢;
Anhang Ziffer 14 Artikel 8b und 8c;
Anhang Ziffer 15 Artikel 31c und 314,

Anhang Ziffer 16 Artikel 37b und 37c.

@ 0o a0 0T
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Geltendes Recht

Die gesetzlichen Bestimmungen in kursiv ent-
sprechen der Fassung geméss Anderung vom
25.09.2020 (20.027; BBI 2020 7911, noch nicht
in Kraft)

Art. 108d Erteilung, Verweigerung, Annul-
lierung oder Widerruf der ETI-
AS-Reisegenehmigung

' Liegen keine konkreten Hinweise oder trifti-

gen Griinde fiir die Annahme vor, dass mit der

Anwesenheit der Gesuchstellerin oder des

Gesuchstellers im Schengen-Raum ein Risiko

illegaler Migration oder ein Risiko fiir die Si-

cherheit oder die 6ffentliche Gesundheit ver-
bunden ist, so erteilt das SEM die ETIAS-Rei-
segenehmigung.

2Das SEM kann in Ausnahmeféllen aus huma-
nitdren Griinden, aus Griinden des nationalen
Interesses oder aufgrund internationaler Ver-
pflichtungen eine ETIAS-Reisegenehmigung
mit rdumlich beschrénkter Gliltigkeit fiir die
Schweiz erteilen.

3 ETIAS-Reisegenehmigungen sind drei Jahre,
langstens aber bis zum Ablauf der Gliltigkeits-
dauer des Reisedokuments gliltig. Sie begriin-
den keinen Anspruch auf Einreise in die
Schweiz.

4 Flir die Annullierung oder den Widerruf bereits
erteilter ETIAS-Reisegenehmigungen ist das
SEM zusténdig. Wird eine ETIAS-Reisegeneh-
migung verweigert, annulliert oder widerrufen,
so erlédsst das SEM eine Verfligung mit einem
Standardformular.

Bundesrat Nationalrat

Anhang
(Art. 36)

Anderung anderer Erlasse

Die nachstehenden Bundesgesetze werden
wie folgt gedndert:

1. Auslander und Integrationsgesetz
vom 16. Dezember 2005’

Art. 108d Abs. 5-7"

9 SR 142.20

10 BBI 2022 1450

Anhang
(Art. 36)

e-parl 27.09.2023 14:30
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Geltendes Recht

Die gesetzlichen Bestimmungen in kursiv ent-
sprechen der Fassung geméss Anderung vom
16.12.2022 (22.019; BBI 2022 3212, noch nicht
in Kraft)

5 Das Verfahren zur Erteilung, Verweigerung,
Annullierung oder Widerruf der ETIAS-Reise-
genehmigung richtet sich nach dem Verwal-
tungsverfahrensgesetz vom 20. Dezember
1968 (VwVG). Die Artikel 11b Absatz 1, 22a
und 24 VwVG sind nicht anwendbar. Der Bun-
desrat kann zur Umsetzung der Verordnung
(EU) 2018/1240 und der Rechtsakte, welche
die Européischen Kommission gesttitzt auf
diese EU-Verordnung erldsst, vom VwVG ab-
weichende Bestimmungen erlassen (ber:

a. elektronische Eingaben und Zustellungen
(Art. 11b Abs. 2, 21a und 34 Abs. 1°¢
VwVG);

b. die vorgdngige Anhérung (Art. 30 VwVG);

c. die Zuldssigkeit von Eingaben auf Englisch;
Verfahrenssprache ist eine Amtssprache
(Art. 33a VwVG).

Bundesrat Nationalrat

5Die Verfahren zur Erteilung, Verweigerung,
Annullierung oder zum Widerruf der ETI-
AS-Reisegenehmigung richten sich nach dem
Verwaltungsverfahrensgesetz vom 20. Dezem-
ber 1968" (VWVG).

6 Das Bundesgesetz vom ..." iber die Plattfor-
men flr die elektronische Kommunikation in
der Justiz sowie die Artikel 6a, 6b, 11b Absatz
1, 20 Absatz 2ter, 22a, 24 und 26 Absatz 1bis
VwVG sind auf die Verfahren nach Absatz 5
nicht anwendbar.

7 Der Bundesrat kann zur Umsetzung der Ver-
ordnung (EU) 2018/124013 und der Rechtsakte,
welche die Europaischen Kommission gestutzt
auf diese EU-Verordnung erlasst, vom VwVG
abweichende Bestimmungen erlassen Uber:

a. elektronische Eingaben und Zustellungen
(Art. 11b Abs. 2, 21a und 34 Abs. 1bis
VwVG);

b. die vorgangige Anhérung (Art. 30 VWVG);

11 SR 172.021
12 SR...
13 Siehe Fussnote zu Art. 5 Abs. 1 Bst. abis.
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Geltendes Recht

Die gesetzlichen Bestimmungen in kursiv ent-
sprechen der Fassung geméss Anderung vom
16.12.2022 (22.019; BBI 2022 3212; noch nicht
in Kraft)

Art. 108dater ETIAS-Beschwerdeverfahren:
ETIAS-Ubermittlungsplattform

Das Bundesverwaltungsgericht stellt die ETI-
AS-Ubermittlungsplattform zur Verfiigung.

Die gesetzlichen Bestimmungen in kursiv ent-
sprechen der Fassung geméss Anderung vom
16.12.2022 (22.019; BBI 2022 3212, noch nicht
in Kraft)

Art. 108dauinquies  ET|AS-Beschwerdeverfah-
ren: Verfahrensbestimmungen
bei Nutzung der ETIAS-Ubermitt-
lungsplattform

1 Eingaben, die (iber die ETIAS-Ubermittiungs-
plattform eingereicht werden, miissen nicht mit
einer elektronischen Signatur versehen wer-
den.

2 Parteien, die tber die E TIAS-Ubermittlungs-
plattform Begehren stellen und im Ausland
wohnen, muissen kein Zustellungsdomizil in der
Schweiz bezeichnen.

3 Bei Einreichung einer Beschwerde (iber die
ETIAS-Ubermittlungsplattform wird die be-
schwerdefiihrende Partei automatisch zur Zah-
lung eines Kostenvorschusses aufgefordert.
Bei Nichteinhaltung der Zahlungsfrist wird auf
die Beschwerde nicht eingetreten. Ein Antrag
auf unentgeltliche Rechtspflege nach Artikel 65
VwVG bleibt vorbehalten.

Bundesrat Nationalrat

c. die Zulassigkeit von Eingaben auf Englisch;
Verfahrenssprache ist eine Amtssprache
(Art. 332 VWVG).

Art. 108davater ETIAS-Beschwerdeverfahren:
ETIAS-Ubermittlungsplattform*

1 Das Bundesverwaltungsgericht stellt die ETI-
AS-Ubermittlungsplattform zur Verfligung.

2Fiir die Nutzung der ETIAS-Ubermittlungs-
plattform bei der Ubermittlung von Eingaben
sind das Bundesgesetz vom ..."” iber die Platt-
formen flr die elektronische Kommunikation in
der Justiz sowie die Artikel 6a und 47a VwVG"”
nicht anwendbar.

Art. 108dauinquies Aps. 7"

14 BBI 2022 1450
15 SR...

16 SR 172.021
17 BBI 2022 1450
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Geltendes Recht Bundesrat

4 Verfiigungen und Urteile, die (iber die ETI-
AS-Ubermittlungsplattform eréffnet werden,
sind mit einer elektronischen Signatur geméass
Bundesgesetz vom 18. Mérz 2016 (ber die
elektronische Signatur zu versehen.

5 Mitteilungen an die Verfahrensparteien, die
iiber die ETIAS-Ubermittlungsplattform tiber-
mittelt werden, gelten in dem Moment als er-
folgt, in dem sie von der Plattform abgerufen
werden, spétestens aber am siebten Tag,
nachdem sie auf der Plattform bereitgestellt
wurden.

6 Der Bundesrat regelt beziiglich des Verfah-
rens bei Nutzung der ETIAS-Ubermittlungs-
plattform Folgendes:

a. die bei Verfiigungen und Urteilen zu ver-
wendende Signatur;

b. das Format des Entscheids und seiner
Beilagen;

c. die Details zum Ubermittiungsweg;

d. die zuldssigen Zahlungswege fiir die Be-
gleichung des Kostenvorschusses;

e. die Art und Weise der Archivierung.

7 Der Bundesrat kann zur Umsetzung der Ver-
ordnung (EU) 2018/1240" und der Rechtsakte,
welche die Europaischen Kommission gestutzt
auf diese EU-Verordnung erlasst, vom VwVG
abweichende Bestimmungen erlassen Uber:

a. elektronische Eingaben und Zustellungen
(Art. 11b Abs. 2, 21a und 34 Abs. 1bis
VwVG);

b. die Akteneinsicht tUber eine Plattform fir die
elektronische Ubermittlung von Dokumen-
ten (Art. 26 Abs. 1bis VWVG).

18 Siehe Fussnote zu Art. 5 Abs. 1 Bst. abis.

Nationalrat
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Geltendes Recht

Bundesrat Nationalrat

2. Verwaltungsverfahrensgesetz vom 2. ..
20. Dezember 1968™

Gliederungstitel nach Art. 6

1a. Abschnitt:
Plattform fiir die elektronische Kommu-
nikation und Aktenfiihrung

Art. 6a

A. Plattform fiir die elektronische Kommunikati-
on

1Das Bundesgesetz vom ...” iber die Plattfor-
men fir die elektronische Kommunikation in
der Justiz (BEKJ) ist, mit Ausnahme des 2.
Abschnitts zur Tragerschaft der Plattformen
und des 7. Abschnitts zur Digitalisierung und
Rucksendung von physischen Dokumenten,
auf die Verfahren nach diesem Gesetz an-
wendbar, soweit dieses nichts anderes vor-
sieht.

2 Der Bundesrat beauftragt eine Verwaltungs-
einheit der zentralen Bundesverwaltung, fir
Verfahren nach diesem Gesetz eine Plattform
fiir die elektronische Ubermittlung von Doku-
menten zur Verfligung zu stellen.

3 Werden Verfahrensdokumente elektronisch
Ubermittelt, so sind daflir die folgenden Plattfor-
men zu nutzen:

a. in Verfahren vor dem Bundesverwaltungs-
gericht: eine Plattform nach dem BEKJ;

b. in allen anderen Verfahren: die Plattform
nach Absatz 2.

4 Die Behorden kénnen mit der Einwilligung der
Partei auch eine andere Art der elektronischen
Ubermittlung als Gber die Plattform nach Ab-
satz 2 verwenden, wenn diese in geeigneter
Weise erlaubt:

19 SR 172.021
20 SR...
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Geltendes Recht

Art. 11b
IIl. Zustellungsdomizil

1 Parteien, die in einem Verfahren Begehren
stellen, haben der Behorde ihren Wohnsitz
oder Sitz anzugeben. Wenn sie im Ausland
wohnen, haben sie in der Schweiz ein Zustel-
lungsdomizil zu bezeichnen, es sei denn, das
Vélkerrecht oder die zusténdige auslandische
Stelle gestatte der Behdrde, Schriftstiicke im
betreffenden Staat direkt zuzustellen.

2Die Parteien konnen Uberdies eine elektroni-
sche Zustelladresse angeben und ihr Einver-
standnis erklaren, dass Zustellungen auf dem
elektronischen Weg erfolgen. Der Bundesrat
kann vorsehen, dass fir elektronische Zustel-
lungen weitere Angaben der Parteien notwen-
dig sind.

Bundesrat Nationalrat

a. die Partei beziehungsweise ihren Vertreter
eindeutig zu identifizieren;

b. die Zeitpunkte der Ubermittlung und der
Zustellung eindeutig festzustellen; und

c. das Dokument bis zur Zustellung vor Veran-
derung und unberechtigter Kenntnisnahme
zu schitzen.

Art. 6b
B. Fiihrung und Weitergabe der Akten

Die Behorden fuihren alle Akten elektronisch
und geben sie Uber die nach Artikel 6a zu nut-
zende Plattform weiter. Ausgenommen sind
Akten, die sich aus technischen Griinden nicht
dafir eignen.

Art. 11b Art. 11b
Ill. Adresse

1 Parteien, die in einem Verfahren Begehren
stellen, haben der Behorde ihren Wohnsitz
oder Sitz anzugeben. Wenn sie im Ausland
wohnen, haben sie eine Adresse auf der nach
Artikel 6a zu nutzenden Plattform anzugeben
oder ein Zustellungsdomizil in der Schweiz zu
bezeichnen, es sei denn, das Vélkerrecht oder
die zustandige auslandische Stelle gestattet
der Behdrde, Schriftstlicke im betreffenden
Staat direkt zuzustellen.

2 Die Parteien konnen Uberdies eine Adresse
auf der Plattform angeben und verlangen, dass
der Austausch von Dokumenten mit ihnen tber
diese abgewickelt wird.

3 |st eine Partei nicht zur elektronischen Kom-
munikation nach Artikel 47a verpflichtet, kann

sie verlangen, dass die Kommunikation mit ihr
nicht mehr elektronisch abgewickelt wird.

(siehe Art. 18 Abs. 175, ...)
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Geltendes Recht

Art. 20
E. Fristen
|. Berechnung

1 Berechnet sich eine Frist nach Tagen und
bedarf sie der Mitteilung an die Parteien, so
beginnt sie an dem auf ihre Mitteilung folgen-
den Tage zu laufen.

2Bedarf sie nicht der Mitteilung an die Parteien,
so beginnt sie an dem auf ihre Auslésung fol-
genden Tage zu laufen.

2vis Eine Mitteilung, die nur gegen Unterschrift
des Adressaten oder einer anderen berechtig-
ten Person Uberbracht wird, gilt spatestens am
siebenten Tag nach dem ersten erfolglosen
Zustellungsversuch als erfolgt.

3|st der letzte Tag der Frist ein Samstag, ein
Sonntag oder ein vom Bundesrecht oder vom
kantonalen Recht anerkannter Feiertag, so
endet sie am nachstfolgenden Werktag. Mass-
gebend ist das Recht des Kantons, in dem die
Partei oder ihr Vertreter Wohnsitz oder Sitz hat.

Art. 21a
2. Bei elektronischer Zustellung

1Eingaben kénnen bei der Behorde elektro-
nisch eingereicht werden.

2Die Eingabe ist von der Partei oder ihrem
Vertreter mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur gemass Bundesgesetz vom

18. Marz 2016 Uber die elektronische Signatur
zu versehen.

Bundesrat

Art. 20 Abs. 2ter

2ter Erfolgt die Zustellung Gber eine Plattform
fur die elektronische Ubermittlung von Doku-
menten, so gilt die Mitteilung im Zeitpunkt des
erstmaligen Abrufs, wie er auf der Abrufquit-
tung ausgewiesen ist, als erfolgt, spatestens
jedoch am Ende des siebten Tags nach der
Ubermittlung an die Adresse des Adressaten,
wie auf der Nichtabholquittung ausgewiesen.

Art. 21a
2. Bei elektronischer Einreichung

1Bei elektronischer Einreichung der Eingabe
ist fir die Wahrung der Frist der auf der Ein-
gangsquittung ausgewiesene Zeitpunkt der
Ubermittlung an die vom Absender benutzte
Plattform massgebend.

2 Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente.

Nationalrat
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Geltendes Recht

3 Fir die Wahrung einer Frist ist der Zeitpunkt
massgebend, in dem die Quittung ausgestellt
wird, die bestatigt, dass alle Schritte abge-
schlossen sind, die auf der Seite der Partei
oder ihres Vertreters fiir die Ubermittlung not-
wendig sind.

4 Der Bundesrat regelt:
a. das Format der Eingabe und ihrer Beilagen;

b. die Art und Weise der Ubermittlung;

c. die Voraussetzungen, unter denen bei tech-
nischen Problemen die Nachreichung von
Dokumenten auf Papier verlangt werden
kann.

Art. 26
G. Akteneinsicht
|. Grundsatz

1 Die Partei oder ihr Vertreter hat Anspruch
darauf, in ihrer Sache folgende Akten am Sitze
der verfugenden oder einer durch diese zu
bezeichnenden kantonalen Behdrde einzuse-
hen:

a. Eingaben von Parteien und Vernehmlas-
sungen von Behdérden;

b. alle als Beweismittel dienenden Aktensti-
cke;

c. Niederschriften eroffneter Verfigungen.

vis Die Behorde kann die Aktenstlicke auf elekt-
ronischem Weg zur Einsichtnahme zustellen,
wenn die Partei oder ihr Vertreter damit einver-
standen ist.

2Die verfligende Behorde kann eine Geblihr
fur die Einsichtnahme in die Akten einer erle-
digten Sache beziehen; der Bundesrat regelt
die Bemessung der Gebdihr.

Bundesrat Nationalrat

3 Die Behorde kann verlangen, dass Dokumen-
te auf Papier nachgereicht werden, wenn:

a. aufgrund technischer Probleme die Gefahr
besteht, dass die Bearbeitung innert nitzli-
cher Frist nicht moglich ist;

b. dies zur Uberpriifung der Echtheit der Do-
kumente oder zur weiteren Verwendung
nétig ist.

Art. 26 Abs. 1 Einleitungssatz und 1bis

1 Die Partei oder ihr Vertreter hat Anspruch
darauf, in ihrer Sache folgende Akten am Sitz
der verfigenden oder einer durch diese zu
bezeichnenden kantonalen Behérde in der
Form einzusehen, in der sie vorliegen:

1bis Personen, die mit der Behorde Uber eine
Plattform fiir die elektronische Ubermittlung
von Dokumenten kommunizieren, wird die
Akteneinsicht auf dieser Plattform gewahrt.

e-parl 27.09.2023 14:30
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Geltendes Recht

Art. 34

J. Eréffnung

I. Schriftlichkeit
1. Grundsatz

1 Die Behorde eroffnet Verfligungen den Partei-
en schriftlich.

1bis Mit dem Einverstandnis der Partei kdnnen
Verfligungen elektronisch eréffnet werden. Sie
sind mit einer elektronischen Signatur gemass
Bundesgesetz vom 18. Marz 2016 Uber die
elektronische Signatur zu versehen. Der Bun-
desrat regelt:

a. die zu verwendende Signatur;

b. das Format der Verfligung und ihrer Beila-
gen;

die Art und Weise der Ubermittlung;

d. den Zeitpunkt, zu dem die Verfligung als
erdffnet gilt.

2Zwischenverfiigungen kann die Behorde an-
wesenden Parteien mundlich eréffnen, muss
sie aber schriftlich bestatigen, wenn eine Partei
dies auf der Stelle verlangt; eine Rechtsmittel-
frist beginnt in diesem Fall erst von der schriftli-
chen Bestéatigung an zu laufen

Bundesrat

Art. 34 Abs. 1bis

1bis Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente, die elektronisch Ubermittelt werden.

Art. 47a
CPs, Pflicht zur elektronischen Ubermittlung

1Behorden sowie Personen, die berufsmassig
Parteien vor schweizerischen Gerichtsbehor-
den vertreten, haben den Austausch von Doku-
menten mit den Beschwerdeinstanzen lber die
nach Artikel 6a zu nutzende Plattform abzuwi-
ckeln.

2 Als berufsmassig handelnde Person gilt:

a. wer bereit ist, in einer unbestimmten Zahl
von Fallen die Vertretung zu Ubernehmen;

Nationalrat
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Geltendes Recht

Art. 52
Il. Inhalt und Form

' Die Beschwerdeschrift hat die Begehren,
deren Begriindung mit Angabe der Beweismit-
tel und die Unterschrift des Beschwerdefihrers
oder seines Vertreters zu enthalten; die Ausfer-
tigung der angefochtenen Verfligung und die
als Beweismittel angerufenen Urkunden sind
beizulegen, soweit der Beschwerdefiihrer sie in
Handen hat.

2Genligt die Beschwerde diesen Anforderun-
gen nicht oder lassen die Begehren des Be-
schwerdeflihrers oder deren Begriindung die
noétige Klarheit vermissen und stellt sich die
Beschwerde nicht als offensichtlich unzulassig
heraus, so rdumt die Beschwerdeinstanz dem
Beschwerdeflhrer eine kurze Nachfrist zur
Verbesserung ein.

3 Sie verbindet diese Nachfrist mit der Andro-
hung, nach unbenutztem Fristablauf auf Grund
der Akten zu entscheiden oder, wenn Begeh-
ren, Begriindung oder Unterschrift fehlen, auf
die Beschwerde nicht einzutreten.

Bundesrat Nationalrat

b. Anwaltinnen und Anwalte, die nach dem
Anwaltsgesetz vom 23. Juni 2000*' oder
nach einem Staatsvertrag berechtigt sind,
Parteien vor schweizerischen Gerichtsbe-
horden zu vertreten.

3Wer zur Benutzung einer Plattform verpflichtet
ist und Eingaben auf Papier einreicht, dem
setzt die Beschwerdebehoérde eine angemes-
sene Frist fur die elektronische Einreichung mit
der Androhung, dass die Eingabe andernfalls
als nicht erfolgt gilt.

4 Ausgenommen sind Dokumente, die sich aus
technischen Griinden nicht daftir eignen.

Art. 52 Abs. 1 und 3

1 Die Beschwerdeschrift hat die Begehren und
deren Begriindung mit Angabe der Beweismit-
tel zu enthalten; die Ausfertigung der angefoch-
tenen Verfligung und die als Beweismittel an-
gerufenen Urkunden sind beizulegen, soweit
der Beschwerdefuhrer sie in Handen hat. Die
Beschwerdeschrift in Papierform ist vom Be-
schwerdeflhrer oder seinem Vertreter zu unter-
zeichnen.

3 Sie verbindet diese Nachfrist mit der Andro-
hung, nach unbenutztem Fristablauf aufgrund
der Akten zu entscheiden oder, wenn das Be-
gehren, die Begrindung oder bei Eingaben in
Papierform die Unterschrift fehlt, auf die Be-
schwerde nicht einzutreten.

21 SR 935.61
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Geltendes Recht

Bundesrat Nationalrat

Schlussbestimmungen zur Anderung vom ...

1 Auf die im Zeitpunkt des Inkrafttretens der
Artikel 6b und 47a hangigen Streitigkeiten vor
Behorden der Verwaltungsrechtspflege und
Beschwerden oder Einsprachen gegen vor
diesem Zeitpunkt getroffene Verfugungen blei-
ben die Verfahrensbestimmungen nach bisheri-
gem Recht anwendbar.

2 Besteht im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
BEKJ* bereits ein System einer Behorde fiir
die elektronische Kommunikation mit einer
anderen Behorde, das die sichere elektroni-
sche Ubermittlung zu einer anderen Behorde
zulasst, so kann dieses System wahrend funf
Jahren weiter benutzt werden.

22 SR..
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Bundesrat Nationalrat

3. Bundesgerichtsgesetz vom 3. ..
17. Juni 2005”

Gliederungstitel nach Art. 38

3a. Abschnitt: Elektronische Kommuni-
kation und Aktenfiihrung

Art. 38a Anwendbare Bestimmungen

Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
... Uber die Plattformen flr die elektronische

Kommunikation in der Justiz (BEKJ) sind auf

die Verfahren nach dem vorliegenden Gesetz
anwendbar, soweit dieses nichts anderes vor-
sieht.

Art. 38b Fihrung und Weitergabe der
Akten

Das Bundesgericht fiihrt alle Akten elektronisch
und gibt sie Uber eine Plattform nach dem
BEKJ” weiter. Ausgenommen sind Akten, die
sich aus technischen Griinden nicht dafiir eig-
nen.

Art. 38c Pflicht zur elektronischen Uber-
mittlung

1Behorden sowie Personen, die berufsmassig
Parteien vor schweizerischen Gerichtsbehor-
den vertreten, missen den Austausch von
Dokumenten mit dem Bundesgericht liber eine
Plattform nach dem BEKJ* abwickeln.

2 Als berufsmassig handelnde Person gilt:

a. wer bereit ist, in einer unbestimmten Zahl
von Fallen die Vertretung zu Ubernehmen;

b. Anwaltinnen und Anwalte, die nach dem
Anwaltsgesetz vom 23. Juni 20007 oder

23 SR173.110
24 SR..
25 SR...
26 SR...
27 SR 935.61
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Geltendes Recht

Bundesrat

nach einem Staatsvertrag berechtigt sind,
Parteien vor schweizerischen Gerichtsbe-
horden zu vertreten.

3Wer in einem vorinstanzlichen Verfahren zur
Benutzung einer Plattform verpflichtet war, ist
vor Bundesgericht weiterhin dazu verpflichtet.

4 Wer zur Benutzung einer Plattform verpflichtet

ist und Eingaben auf Papier einreicht, dem
setzt das Bundesgericht eine angemessene
Frist fur die elektronische Einreichung mit der
Androhung, dass die Eingabe andernfalls als
nicht erfolgt gilt.

5 Ausgenommen sind Dokumente, die sich aus
technischen Griinden nicht daflr eignen.

Art. 38d Elektronische Kommunikation
auf Verlangen der Partei

Ist eine Person nicht zur elektronischen Kom-
munikation mit dem Bundesgericht verpflichtet,
so kann sie verlangen, dass die Kommunikati-
on mit ihr (iber eine Plattform nach dem BEKJ”
elektronisch abgewickelt wird. In diesem Fall
muss sie auf der Plattform eine Adresse ange-
ben.

Art. 38e Format

Das Bundesgericht regelt das Format der Do-
kumente.

Art. 38f Nachreichung von Dokumenten
auf Papier

Das Bundesgericht kann verlangen, dass Do-
kumente auf Papier nachgereicht werden,
wenn:

28 SR...

Nationalrat

Art. 38d

2 Sie kann verlangen, dass die Kommunikation
mit ihr nicht mehr elektronisch abgewickelt
wird, sofern sie ihren Wohnsitz oder Sitz be-
zeichnet. Liegt dieser im Ausland, muss sie ein
Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen.

(siehe Art. 18 Abs. 1°5, ...)
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Art. 39 Zustellungsdomizil

1 Die Parteien haben dem Bundesgericht ihren
Wohnsitz oder Sitz anzugeben.

2 Sie kénnen uberdies eine elektronische Zu-
stelladresse angeben und ihr Einverstandnis
mit der elektronischen Eréffnung erklaren.

3 Parteien, die im Ausland wohnen, haben in
der Schweiz ein Zustellungsdomizil zu bezeich-
nen. Mitteilungen an Parteien, die dieser Aufla-
ge nicht Folge leisten, kdnnen unterbleiben
oder in einem amtlichen Blatt er6ffnet werden.

Art. 42 Rechtsschriften

1 Rechtsschriften sind in einer Amtssprache
abzufassen und haben die Begehren, deren
Begrindung mit Angabe der Beweismittel und
die Unterschrift zu enthalten.

2]n der Begriindung ist in gedrangter Form
darzulegen, inwiefern der angefochtene Akt
Recht verletzt. Ist eine Beschwerde nur unter
der Voraussetzung zuldssig, dass sich eine
Rechtsfrage von grundsatzlicher Bedeutung
stellt oder aus anderen Griinden ein besonders
bedeutender Fall vorliegt, so ist auszuflhren,
warum die jeweilige Voraussetzung erfullt ist.

Bundesrat Nationalrat

a. aufgrund technischer Probleme die Gefahr
besteht, dass die Bearbeitung innert nutzli-
cher Frist nicht moéglich ist;

b. dies zur Uberpriifung der Echtheit der Do-
kumente oder zur weiteren Verwendung
notig ist.

Art. 38g Elektronische Akteneinsicht

Personen, die mit dem Bundesgericht elektro-
nisch kommunizieren, wird die Akteneinsicht
auf einer Plattform nach dem BEKJ* gewahrt.

Art. 39 Abs. 2 und 3

2 Aufgehoben

3 Parteien, die im Ausland wohnen, missen
eine Adresse auf einer Plattform nach dem
BEKJ” angeben oder ein Zustellungsdomizil in
der Schweiz bezeichnen. Mitteilungen an Par-
teien, die dieser Auflage nicht Folge leisten,
kénnen unterbleiben oder in einem amtlichen
Blatt eroffnet werden.

Art. 42 Abs. 1, 4 und 5

1 Rechtsschriften sind in einer Amtssprache
abzufassen und haben die Begehren, die Be-
grindung mit Angabe der Beweismittel und, bei
Eingabe auf Papier, die Unterschrift zu enthal-
ten.

29 SR..
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3 Die Urkunden, auf die sich die Partei als Be-
weismittel beruft, sind beizulegen, soweit die
Partei sie in Handen hat; richtet sich die
Rechtsschrift gegen einen Entscheid, so ist
auch dieser beizulegen.

4 Bei elektronischer Einreichung muss die
Rechtsschrift von der Partei oder ihrem Vertre-
ter beziehungsweise ihrer Vertreterin mit einer
qualifizierten elektronischen Signatur gemass
Bundesgesetz vom 18. Marz 2016 Uber die
elektronische Signatur versehen werden. Das
Bundesgericht bestimmt in einem Reglement:

a. das Format der Rechtsschrift und ihrer
Beilagen;

b. die Art und Weise der Ubermittlung;

c. die Voraussetzungen, unter denen bei tech-
nischen Problemen die Nachreichung von
Dokumenten auf Papier verlangt werden
kann.

5Fehlen die Unterschrift der Partei oder ihrer
Vertretung, deren Vollmacht oder die vorge-
schriebenen Beilagen oder ist die Vertretung
nicht zugelassen, so wird eine angemessene
Frist zur Behebung des Mangels angesetzt mit
der Androhung, dass die Rechtsschrift sonst
unbeachtet bleibt.

6 Unleserliche, ungebuhrliche, unverstandliche,
Ubermassig weitschweifige oder nicht in einer
Amtssprache verfasste Rechtsschriften kénnen
in gleicher Weise zur Anderung zuriickgewie-
sen werden.

7 Rechtsschriften, die auf querulatorischer oder
rechtsmissbrauchlicher Prozessfiihrung beru-
hen, sind unzulassig.

Bundesrat

4 Aufgehoben

5Fehlen die Unterschrift der Partei oder ihrer
Vertretung bei Eingaben auf Papier, fehlt die
Vollmacht, fehlen die vorgeschriebenen Beila-
gen oder ist die Vertretung nicht zugelassen,
so wird eine angemessene Frist zur Behebung
des Mangels angesetzt mit der Androhung,
dass die Rechtsschrift andernfalls als nicht
erfolgt gilt.

Nationalrat
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Art. 44 Beginn

1 Fristen, die durch eine Mitteilung oder den
Eintritt eines Ereignisses ausgeldst werden,
beginnen am folgenden Tag zu laufen.

2 Eine Mitteilung, die nur gegen Unterschrift
des Adressaten oder der Adressatin oder einer
anderen berechtigten Person Uberbracht wird,
gilt spatestens am siebenten Tag nach dem
ersten erfolglosen Zustellungsversuch als er-
folgt.

Art. 60 Eroffnung des Entscheids

' Die vollstandige Ausfertigung des Entscheids
wird, unter Angabe der mitwirkenden Gerichts-
personen, den Parteien, der Vorinstanz und
allfélligen anderen Beteiligten eréffnet.

2Hat das Bundesgericht den Entscheid in einer
mindlichen Beratung getroffen, so teilt es den
Beteiligten ohne Verzug das Dispositiv mit.

3 Mit dem Einverstandnis der Partei kbnnen
Entscheide elektronisch eréffnet werden. Sie
sind mit einer elektronischen Signatur gemass
Bundesgesetz vom 18. Méarz 2016 Uber die
elektronische Signatur zu versehen. Das Bun-
desgericht regelt in einem Reglement:

a. die zu verwendende Signatur;

b. das Format des Entscheids und seiner
Beilagen;

die Art und Weise der Ubermittlung;

d. den Zeitpunkt, zu dem der Entscheid als
erdffnet gilt.

Bundesrat Nationalrat

Art. 44 Abs. 3

3 Erfolgt die Zustellung iber eine Plattform
nach dem BEKJ", so gilt die Mitteilung im Zeit-
punkt des erstmaligen Abrufs, wie er auf der
Abrufquittung ausgewiesen ist, als erfolgt,
spatestens jedoch am Ende des siebten Tags
nach der Ubermittlung an die Adresse des
Adressaten oder der Adressatin, wie auf der
Nichtabholquittung ausgewiesen.

Art. 60 Abs. 3

Aufgehoben
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Bundesrat Nationalrat

Art. 132b Ubergangsbestimmung zur An-
derung vom ...

Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Artikel
38b und 38c hangige Verfahren bleiben die
Verfahrensbestimmungen nach bisherigem
Recht anwendbar.

e-parl 27.09.2023 14:30

- 34 -



Geltendes Recht

Art. 450f

Im Ubrigen sind die Bestimmungen der Zivil-
prozessordnung sinngemass anwendbar, so-
weit die Kantone nichts anderes bestimmen.

Bundesrat Nationalrat

4. Verwaltungsgerichtsgesetz vom
17. Juni 2005%

Art. 37a Elektronische Ubermittlung

Abweichend von Artikel 6a VwVG sind alle
Bestimmungen des Bundesgesetzes vom ... ®
Uber die Plattformen fiir die elektronische Kom-
munikation in der Justiz (BEKJ) anwendbar.
Fir die elektronische Ubermittiung wird eine
Plattform nach dem BEKJ eingesetzt.

5. Zivilgesetzbuch*

Art. 450f

1 Die Bestimmungen der Zivilprozessordnung™®
Uber die elektronische Kommunikation und
Uber die elektronische Aktenfiihrung sind an-
wendbar.

2|m Ubrigen sind die Bestimmungen der Zivil-
prozessordnung sinngemass anwendbar, so-
weit die Kantone nichts anderes bestimmen.

32 SR173.32
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1. Abschnitt: Verfahrenssprache

Bundesrat Nationalrat

6. Zivilprozessordnung®® 6. ...

Gliederungstitel nach Art. 128

2. Kapitel: Formen des prozessualen
Handelns

1. Abschnitt: Elektronische Kommuni-
kation und Aktenfiihrung

Art. 128a Anwendbare Bestimmungen

1 Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
... Uber die Plattformen fiir die elektronische
Kommunikation in der Justiz (BEKJ) sind auf
die Verfahren nach dem vorliegenden Gesetz
anwendbar, soweit dieses nichts anderes vor-
sieht.

2 Ausgenommen sind Verfahren vor einem
Schiedsgericht.

Art. 128b Flhrung und Weitergabe der
Akten

1Das Gericht fuhrt alle Akten elektronisch und
gibt sie Uber eine Plattform nach dem BEKJ*
weiter. Ausgenommen sind Akten, die sich aus
technischen Griinden nicht dafir eignen.

2Die Schlichtungsbehérden sind von der Pflicht
nach Absatz 1 ausgenommen.

Art. 128¢ Pflicht zur elektronischen Uber-
mittlung

1 Gerichte und Amtsstellen sowie berufsmassig
handelnde Vertreterinnen und Vertreter mus-
sen den Austausch von Dokumenten mit dem
Gericht Uber eine Plattform nach dem BEKJ”
abwickeln. Ausgenommen sind die Schlich-
tungsbehdérden.
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Bundesrat Nationalrat

2 Reichen sie Eingaben auf Papier ein, so setzt
das Gericht ihnen eine angemessene Frist fir
die elektronische Einreichung mit der Andro-
hung, dass die Eingabe andernfalls als nicht
erfolgt gilt.

3 Ausgenommen sind Dokumente, die sich aus
technischen Griinden nicht dafir eignen.

Art. 128d Elektronische Kommunikation Art. 128d
auf Verlangen der Partei

Ist eine Person nicht zur elektronischen Kom- L
munikation verpflichtet, so kann sie verlangen,

dass die Kommunikation mit ihr Gber eine Platt-

form nach dem BEKJ* elektronisch abgewickelt
wird. In diesem Fall muss sie auf der Plattform

eine Adresse angeben.

2 Sie kann verlangen, dass die Kommunikation
mit ihr nicht mehr elektronisch abgewickelt
wird, sofern sie ihren Wohnsitz oder Sitz be-
zeichnet. Liegt dieser im Ausland, muss sie ein
Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen.

(siehe Art. 18 Abs. 1°s, ...)

Art. 128e Format

Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente.

Art. 128f Nachreichung von Dokumenten
auf Papier

Das Gericht kann verlangen, dass Dokumente
auf Papier nachgereicht werden, wenn:

a. aufgrund technischer Probleme die Gefahr
besteht, dass die Bearbeitung innert nitzli-
cher Frist nicht moglich ist;

b. dies zur Uberpriifung der Echtheit der Do-
kumente oder zur weiteren Verwendung
nétig ist.
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Art. 130 Form

1 Eingaben sind dem Gericht in Papierform
oder elektronisch einzureichen. Sie sind zu
unterzeichnen.

2Bei elektronischer Einreichung muss die Ein-
gabe mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur gemass Bundesgesetz vom

18. Marz 2016 Uber die elektronische Signatur
versehen werden. Der Bundesrat regelt:

a. das Format der Eingabe und ihrer Beilagen;
b. die Art und Weise der Ubermittiung;

c. die Voraussetzungen, unter denen bei tech-
nischen Problemen die Nachreichung von
Dokumenten auf Papier verlangt werden
kann.

Art. 133 Inhalt
Die Vorladung enthalt:

a. Name und Adresse der vorgeladenen Per-
son;

b. die Prozesssache und die Parteien;

c. die Eigenschatft, in welcher die Person
vorgeladen wird;

d. Ort, Datum und Zeit des geforderten Er-
scheinens;

e. die Prozesshandlung, zu der vorgeladen
wird;

Bundesrat Nationalrat

Art. 128g Elektronische Akteneinsicht

Personen, die mit dem Gericht elektronisch
kommunizieren, wird die Akteneinsicht auf
einer Plattform nach dem BEKJ* gewahrt.

Gliederungstitel vor Art. 129
1a. Abschnitt: Verfahrenssprache

Art. 130

Eingaben sind dem Gericht auf Papier oder
Uber eine Plattform nach dem BEKJ* einzurei-
chen. Eingaben auf Papier sind zu unterzeich-
nen.

Art. 133 Bst. g und h
Die Vorladung enthalt:
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f. die Saumnisfolgen;

g. das Datum der Vorladung und die Unter-
schrift des Gerichts.

Art. 138 Form

' Die Zustellung von Vorladungen, Verfligungen
und Entscheiden erfolgt durch eingeschriebene
Postsendung oder auf andere Weise gegen
Empfangsbestatigung.

2Sije ist erfolgt, wenn die Sendung von der
Adressatin oder vom Adressaten oder von
einer angestellten oder im gleichen Haushalt
lebenden, mindestens 16 Jahre alten Person
entgegengenommen wurde. Vorbehalten blei-
ben Anweisungen des Gerichts, eine Urkunde

dem Adressaten oder der Adressatin personlich

zuzustellen.
3 Sie gilt zudem als erfolgt:

a. bei einer eingeschriebenen Postsendung,
die nicht abgeholt worden ist: am siebten
Tag nach dem erfolglosen Zustellungsver-
such, sofern die Person mit einer Zustel-
lung rechnen musste;

b. bei personlicher Zustellung, wenn die Ad-
ressatin oder der Adressat die Annahme
verweigert und dies von der Uberbringen-
den Person festgehalten wird: am Tag der
Weigerung.

4 Andere Sendungen kann das Gericht durch
gewohnliche Post zustellen.

Bundesrat Nationalrat

g. das Datum der Vorladung;

h. die Unterschrift des Gerichts, falls die Vorla-
dung auf Papier versendet wird.

Art. 138 Abs. 1

1Die Zustellung von Vorladungen, Verfiigungen
und Entscheiden erfolgt bei Personen, die nicht
Uber eine Plattform nach dem BEKJ* kommu-
nizieren, durch eingeschriebene Postsendung
oder auf andere Weise gegen Empfangsbesta-
tigung.
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Art. 139 Elektronische Zustellung

1 Mit dem Einverstandnis der betroffenen Per-
son kénnen Vorladungen, Verfligungen und
Entscheide elektronisch zugestellt werden. Sie
sind mit einer elektronischen Signatur gemass
Bundesgesetz vom 18. Méarz 2016 uber die
elektronische Signatur zu versehen.

2Der Bundesrat regelt:
a. die zu verwendende Signatur;

b. das Format der Vorladungen, Verfiigungen
und Entscheide sowie ihrer Beilagen;

c. die Art und Weise der Ubermittlung;

d. den Zeitpunkt, zu dem die Vorladung, die
Verfligung oder der Entscheid als zugestellt

gilt.

Art. 143 Einhaltung

1Eingaben missen spatestens am letzten Tag
der Frist beim Gericht eingereicht oder zu des-
sen Handen der Schweizerischen Post oder
einer schweizerischen diplomatischen oder
konsularischen Vertretung Gibergeben werden.

2Bei elektronischer Einreichung ist fir die Wah-
rung einer Frist der Zeitpunkt massgebend, in
dem die Quittung ausgestellt wird, die bestatigt,
dass alle Schritte abgeschlossen sind, die auf
der Seite der Partei fiir die Ubermittlung not-
wendig sind.

3 Die Frist fiir eine Zahlung an das Gericht ist
eingehalten, wenn der Betrag spatestens am
letzten Tag der Frist zugunsten des Gerichts
der Schweizerischen Post tGibergeben oder
einem Post- oder Bankkonto in der Schweiz
belastet worden ist.

Bundesrat Nationalrat

Art. 139 Elektronische Zustellung

Erfolgt die Zustellung Uber eine Plattform nach
dem BEKJ*, so gilt die Mitteilung im Zeitpunkt
des erstmaligen Abrufs, wie er auf der Abruf-
quittung ausgewiesen ist, als erfolgt, spates-
tens jedoch am Ende des siebten Tags nach
der Ubermittlung an die Adresse der Adressatin
oder des Adressaten, wie auf der Nichtabhol-
quittung ausgewiesen.

Art. 143 Abs. 2

2 Bei elektronischer Einreichung der Eingabe
ist fur die Wahrung einer Frist der Zeitpunkt
massgebend, der in der Eingangsquittung
ausgewiesen ist.
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Art. 208 Einigung der Parteien

TKommt es zu einer Einigung, so nimmt die
Schlichtungsbehdrde einen Vergleich, eine
Klageanerkennung oder einen vorbehaltlosen
Klageriickzug zu Protokoll und lasst die Partei-
en dieses unterzeichnen. Jede Partei erhélt ein
Exemplar des Protokolls.

2Ein Vergleich, eine Klageanerkennung oder
ein vorbehaltloser Klageriickzug haben die
Wirkung eines rechtskraftigen Entscheids.

Art. 221 Klage
1 Die Klage enthalt:

a. die Bezeichnung der Parteien und allfalliger
Vertreterinnen und Vertreter;

das Rechtsbegehren;
die Angabe des Streitwerts;
die Tatsachenbehauptungen;

® oo o

die Bezeichnung der einzelnen Beweismit-
tel zu den behaupteten Tatsachen;

f. das Datum und die Unterschrift.

2Mit der Klage sind folgende Beilagen einzurei-

chen:
a. eine Vollmacht bei Vertretung;

Bundesrat Nationalrat

Art. 208 Abs. 1bis

1bis Wird die Zustimmung zur Einigung, die
Klageanerkennung oder der vorbehaltlose
Klagerickzug mit technischen Hilfsmitteln auf-
gezeichnet, so kann auf die Unterzeichnung
des Protokolls verzichtet werden. Aus den
Aufzeichnungen muss hervorgehen, um wel-
ches Verfahren es sich handelt, was der Inhalt
der Einigung ist und wer die Zustimmung er-
teilt. Die Aufzeichnungen werden zu den Akten
genommen.

Art. 221 Abs. 1 Bst. fund g
1 Die Klage enthalt:

f. das Datum;

g. die Unterschrift, falls die Klage auf Papier
eingereicht wird.
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b. gegebenenfalls die Klagebewilligung oder
die Erklarung, dass auf das Schlichtungs-
verfahren verzichtet werde;

c. die verfligbaren Urkunden, welche als Be-
weismittel dienen sollen;

d. ein Verzeichnis der Beweismittel.

3 Die Klage kann eine rechtliche Begriindung

enthalten.

Art. 235

' Das Gericht fuhrt Gber jede Verhandlung Pro-

tokoll. Dieses enthalt insbesondere:

a. den Ort und die Zeit der Verhandlung;

b. die Zusammensetzung des Gerichts;

c. die Anwesenheit der Parteien und ihrer
Vertretungen;

d. die Rechtsbegehren, Antrage und Prozes-
serklarungen der Parteien;

e. die Verfigungen des Gerichts;

f. die Unterschrift der protokollfihrenden
Person.

2 Ausfiihrungen tatsachlicher Natur sind dem
wesentlichen Inhalt nach zu protokollieren,
soweit sie nicht in den Schriftsatzen der Partei-
en enthalten sind. Sie kdnnen zusatzlich auf
Tonband, auf Video oder mit anderen geeigne-
ten technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet
werden.

3 Uber Gesuche um Protokollberichtigung ent-
scheidet das Gericht.

Bundesrat

Art. 235 Abs. 1 Bst. f und 2bis

1Das Gericht fiihrt Gber jede Verhandlung
Protokoll. Dieses enthalt insbesondere:

f. die Unterschrift der protokollfihrenden
Person, falls das Protokoll auf Papier ver-
sendet wird.

2bis Wird die Verhandlung mit technischen Hilfs-
mitteln aufgezeichnet, so muss das Protokoll
nicht unterzeichnet werden. Die Aufzeichnun-
gen werden zu den Akten genommen.

Nationalrat
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Art. 238
Ein Entscheid enthalt:

a. die Bezeichnung und die Zusammenset-
zung des Gerichts;

b. den Ort und das Datum des Entscheids;

c. die Bezeichnung der Parteien und ihrer Ver-
tretung;

d. das Dispositiv (Urteilsformel);

e. die Angabe der Personen und Behérden,
denen der Entscheid mitzuteilen ist;

f. eine Rechtsmittelbelehrung, sofern die
Parteien auf die Rechtsmittel nicht ver-zich-
tet haben;

g. gegebenenfalls die Entscheidgriinde;
h. die Unterschrift des Gerichts.

Art. 241 Vergleich, Klageanerkennung,
Klagerickzug

TWird ein Vergleich, eine Klageanerkennung
oder ein Klageriickzug dem Gericht zu Proto-
koll gegeben, so haben die Parteien das Proto-
koll zu unterzeichnen.

2Ein Vergleich, eine Klageanerkennung oder
ein Klageruckzug hat die Wirkung eines rechts-
kraftigen Entscheides.

3 Das Gericht schreibt das Verfahren ab.

Bundesrat Nationalrat

Art. 238 Bst. h
Ein Entscheid enthalt:

h. die Unterschrift des Gerichts, falls der Ent-
scheid auf Papier versendet wird.

Art. 241 Abs. 1bis

1bis Wird die Zustimmung zum Vergleich, die
Klageanerkennung oder der Klageriickzug mit
technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet, so
kann auf die Unterzeichnung des Protokolls
verzichtet werden. Die Aufzeichnungen werden
zu den Akten genommen.
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Art. 244 Vereinfachte Klage

1 Die Klage kann in den Formen nach Artikel
130 eingereicht oder miindlich bei Gericht zu
Protokoll gegeben werden. Sie enthalt:

a. die Bezeichnung der Parteien;

das Rechtsbegehren;

die Bezeichnung des Streitgegenstandes;
wenn notig die Angabe des Streitwertes;

® a0 o

das Datum und die Unterschrift.

2Eine Begriindung der Klage ist nicht erforder-
lich.

3 Als Beilagen sind einzureichen:
a. eine Vollmacht bei Vertretung;

b. die Klagebewilligung oder die Erklarung,
dass auf das Schlichtungsverfahren ver-
zichtet werde;

c. die verfugbaren Urkunden, welche als Be-
weismittel dienen sollen.

Art. 285 Eingabe bei umfassender Eini-
gung

Die gemeinsame Eingabe der Ehegatten ent-

halt:

a. die Namen und Adressen der Ehegatten
sowie die Bezeichnung allfalliger Vertrete-
rinnen und Vertreter;

Bundesrat Nationalrat

Art. 244 Abs. 1 Bst. e und f

1Die Klage kann in den Formen nach Artikel
130 eingereicht oder mindlich bei Gericht zu
Protokoll gegeben werden. Sie enthalt:

e. das Datum;

f. die Unterschrift, ausser in den folgenden
Fallen:

1. die Klage wird uber eine Plattform nach
dem BEKJ* eingereicht,

2. die Klage wird mundlich zu Protokoll
gegeben und mit technischen Hilfsmit-
teln aufgezeichnet; die Aufzeichnungen
werden zu den Akten genommen.

Art. 285 Bst. fund g

Die gemeinsame Eingabe der Ehegatten ent-
halt:
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b. das gemeinsame Scheidungsbegehren;

c. die vollstandige Vereinbarung tber die
Scheidungsfolgen;

d. die gemeinsamen Antrage hinsichtlich der
Kinder;

e. die erforderlichen Belege;
f. das Datum und die Unterschriften.

Art. 290 Einreichung der Klage

Die Scheidungsklage kann ohne schriftliche
Begriindung eingereicht werden. Sie enthalt:

a. Namen und Adressen der Ehegatten sowie
die Bezeichnung allfélliger Vertreterinnen
und Vertreter;

b. das Rechtsbegehren, die Ehe sei zu schei-
den sowie die Bezeichnung des Schei-
dungsgrunds (Art. 114 oder 115 ZGB );

c. die Rechtsbegehren hinsichtlich der vermé-
gensrechtlichen Scheidungsfolgen;

d. die Rechtsbegehren hinsichtlich der Kinder;
e. die erforderlichen Belege;
f. das Datum und die Unterschriften.

Bundesrat Nationalrat

—h

das Datum;

g. die Unterschriften, falls die Eingabe auf
Papier eingereicht wird.

Art. 290 Bst. fund g

Die Scheidungsklage kann ohne schriftliche
Begrundung eingereicht werden. Sie enthalt:

f. das Datum;

g. die Unterschriften, falls die Klage auf Papier
eingereicht wird.
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Bundesrat Nationalrat

Gliederungstitel nach Art. 407d

6. Kapitel: Ubergangsbestimmung zur
Anderung vom ...

Art. 407f

1 Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Artikel
128b und 128c¢ hangige Verfahren bleiben die
Verfahrensbestimmungen nach bisherigem
Recht anwendbar.

2 Besteht im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
BEKJ® bereits ein System einer Behorde fir
die elektronische Kommunikation mit anderen
Behorden, das die sichere elektronische Uber-
mittlung zulasst, so kann dieses System wah-
rend funf Jahren weiter benutzt werden.
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Art. 42

TWer an einem Verwaltungsverfahren nach
diesem Gesetz beteiligt ist und in der Schweiz
keinen Wohnsitz oder Sitz hat, muss ein Zu-
stellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen, es
sei denn, das Volkerrecht oder die zustandige
auslandische Stelle gestatte der Behorde,
Schriftstlicke im betreffenden Staat direkt zuzu-
stellen.

2Das IGE ist befugt, gegenlber der zustéandi-
gen auslandischen Stelle zu erklaren, dass im
Bereich des geistigen Eigentums in der
Schweiz die direkte Zustellung zulssig ist,
sofern der Schweiz Gegenrecht gewahrt wird.

Bundesrat Nationalrat

7. Markenschutzgesetz vom
28. August 1992"

Art. 42 Abs. 1

1Wer an einem Verwaltungsverfahren nach
diesem Gesetz beteiligt ist und in der Schweiz
keinen Wohnsitz oder Sitz hat, muss eine Ad-
resse auf einer Plattform nach dem Bundesge-
setz vom ...“ iber die Plattformen flr die elekt-
ronische Kommunikation in der Justiz oder ein
Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen,
es sei denn, das Volkerrecht oder die zustandi-
ge auslandische Stelle gestatte der Behoérde,
Schriftstlicke im betreffenden Staat direkt zuzu-
stellen.
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Art. 18

TWer an einem Verwaltungsverfahren nach
diesem Gesetz beteiligt ist und in der Schweiz
keinen Wohnsitz oder Sitz hat, muss ein Zu-
stellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen, es
sei denn, das Volkerrecht oder die zustandige
auslandische Stelle gestatte der Behorde,
Schriftstlicke im betreffenden Staat direkt zuzu-
stellen.

2Das Eidgendssische Institut fir Geistiges
Eigentum (IGE) ist befugt, gegenliber der zu-
standigen auslandischen Stelle zu erklaren,
dass im Bereich des geistigen Eigentums in
der Schweiz die direkte Zustellung zulassig ist,
sofern der Schweiz Gegenrecht gewahrt wird.

Bundesrat

8. Designgesetz vom 5. Oktober 2001*

Art. 18 Abs. 1

1Wer an einem Verwaltungsverfahren nach
diesem Gesetz beteiligt ist und in der Schweiz
keinen Wohnsitz oder Sitz hat, muss eine Ad-
resse auf einer Plattform nach dem Bundesge-
setz vom ...” iber die Plattformen flr die elekt-
ronische Kommunikation in der Justiz angeben
oder ein Zustellungsdomizil in der Schweiz
bezeichnen, es sei denn, das Volkerrecht oder
die zustandige auslandische Stelle gestatte der
Behorde, Schriftstlicke im betreffenden Staat
direkt zuzustellen.
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Art. 13
J. Auslandswohnsitz

1 Wer an einem Verwaltungsverfahren nach
diesem Gesetz beteiligt ist und in der Schweiz
keinen Wohnsitz oder Sitz hat, muss ein Zu-
stellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen, es
sei denn, das Vélkerrecht oder die zustandige
auslandische Stelle gestatte der Behdrde,
Schriftstlicke im betreffenden Staat direkt zuzu-
stellen. Ein Zustellungsdomizil in der Schweiz
ist nicht erforderlich fir:

a. die Einreichung eines Patentgesuchs zum
Zweck der Zuerkennung eines Anmeldeda-
tums;

b. die Bezahlung von Gebuhren, die Einrei-
chung von Ubersetzungen sowie die Einrei-
chung und Behandlung von Antréagen nach
der Patenterteilung, soweit die Antrage zu
keiner Beanstandung Anlass geben.

s Das IGE ist befugt, gegenuber der zustandi-
gen auslandischen Stelle zu erklaren, dass im
Bereich des geistigen Eigentums in der
Schweiz die direkte Zustellung zulassig ist,
sofern der Schweiz Gegenrecht gewahrt wird.

2Vorbehalten bleiben die Bestimmungen lber
die berufsmassige Prozessvertretung.

Bundesrat Nationalrat

9. Patentgesetz vom 25. Juni 1954°'

Art. 13 Abs. 1 Einleitungsteil

1Wer an einem Verwaltungsverfahren nach
diesem Gesetz beteiligt ist und in der Schweiz
keinen Wohnsitz oder Sitz hat, muss eine Ad-
resse auf einer Plattform nach dem Bundesge-
setz vom ...” Uber die Plattformen fiir die elekt-
ronische Kommunikation in der Justiz (BEKJ)
angeben oder ein Zustellungsdomizil in der
Schweiz bezeichnen, es sei denn, das Volker-
recht oder die zustandige auslandische Stelle
gestatte der Behdrde, Schriftstiicke im betref-
fenden Staat direkt zuzustellen. Weder eine
Adresse auf der Plattform nach dem BEKJ
noch ein Zustelldomizil in der Schweiz ist erfor-
derlich fur:

51 SR 232.14
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Art. 7
Protokoll

1 Das Protokoll ist wahrend der Verhandlungen
niederzuschreiben. Aufzunehmen sind die
Antrage der Parteien und die Verfligungen des
Richters. Dem wesentlichen Inhalte nach sind
zu protokollieren die in den Schriftsatzen der
Parteien nicht enthaltenen Ausfiihrungen tat-
sachlicher Natur, die Ergebnisse des Augen-
scheins und des Parteiverhoérs sowie die Aus-
sagen der Zeugen und Sachverstandigen.

2Den Parteien, Zeugen und Sachverstandigen
sind ihre Aussagen vom Gerichtsschreiber
vorzulesen oder zu lesen zu geben; sie sind
von ihnen zu unterzeichnen. Das Ubrige Proto-
koll liest er zur allfalligen Berichtigung den
Parteien auf Verlangen am Schlusse der Ver-
handlung vor und merkt dies an.

3 Stenographischen Protokollen sind vom Ge-
richtsschreiber beglaubigte Ubertragungen
beizuflgen.

Bundesrat Nationalrat

10. Bundesgesetz vom
4. Dezember 1947 iiber den
Bundeszivilprozess

Art. 7 Abs. 1bis ynd 2bis

1bis Werden die Verhandlungen mit technischen
Hilfsmitteln aufgezeichnet, so kann das Proto-
koll zu einem spateren Zeitpunkt niederge-
schrieben werden. Die Aufzeichnungen werden
zu den Akten genommen.

2bis \WWerden die Aussagen mit technischen
Hilfsmitteln aufgezeichnet, so kann auf die
Unterzeichnung verzichtet werden. Die Auf-
zeichnungen werden zu den Akten genommen.

53 SR 273
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Art. 23
Klageschrift

Die Klageschrift hat zu enthalten:

a.

den Namen, den Wohnort und die genaue
Bezeichnung der Parteien;

das Rechtsbegehren des Klagers;

die Angaben, die fir die Zustandigkeit des
Bundesgerichts erheblich sind;

die klar gefasste Darstellung der Tatsachen,
die das Rechtsbegehren begriinden (Art.
19);

die genaue Angabe der Beweismittel fur
jede Tatsache, unter Beiftigung der Ver-
zeichnisnummern der Beilagen (Buchst. f);

das nummerierte Verzeichnis der Beilagen;

das Datum und die Unterschrift des Verfas-
sers.

Bundesrat

Art. 23 Bst. gund h
Die Klageschrift hat zu enthalten:

g. das Datum;

h. die Unterschrift des Verfassers, falls die
Klageschrift auf Papier eingereicht wird.

Nationalrat

e-parl 27.09.2023 14:30
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Art. 33a
A Elektronische Ubermittlung

1 Eingaben kénnen bei den Betreibungs- und
Konkursamtern und den Aufsichtsbehérden
elektronisch eingereicht werden.

2Die Eingabe ist mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur gemass Bundesgesetz vom
18. Méarz 2016 Uber die elektronische Signatur
zu versehen. Fur das Massenverfahren kann
der Bundesrat Ausnahmen vorsehen.

3 Fir die Wahrung einer Frist ist der Zeitpunkt
massgebend, in dem die Quittung ausgestellt
wird, die bestatigt, dass alle Schritte abge-
schlossen sind, die auf der Seite der Partei
oder ihres Vertreters fiir die Ubermittlung not-
wendig sind.

4 Der Bundesrat regelt:

a. das Format der Eingabe und ihrer Beilagen;

b. die Art und Weise der Ubermittiung;

c. die Voraussetzungen, unter denen bei tech-
nischen Problemen die Nachreichung von

Dokumenten auf Papier verlangt werden
kann.

Bundesrat Nationalrat

11. Bundesgesetz vom 11. April 1889*
tiber Schuldbetreibung und Konkurs

Art. 33a Randtitel und Abs. 2
AP, Elektronische Ubermittlung
1. Im Allgemeinen

2Die Eingabe ist mit einer qualifizierten elektro-
nischen Signatur nach dem Bundesgesetz vom
18. Marz 2016 Uber die elektronische Signatur
(ZertES) zu versehen, es sei denn, sie wird
Uber eine Plattform nach dem Bundesgesetz
vom ...* Uber die Plattformen fiir die elektroni-
sche Kommunikation in der Justiz (BEKJ) ein-
gereicht.

Art. 33b

2. In einer geschlossenen Benutzergruppe

1 Der Bundesrat regelt die technischen und
organisatorischen Vorgaben und das Datenfor-
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Art. 34
B. Zustellung
1. Schriftlich und elektronisch

1 Die Zustellung von Mitteilungen, Verfligungen
und Entscheiden der Betreibungs- und Kon-
kursamter sowie der Aufsichtsbehérden erfol-
gen durch eingeschriebene Postsendung oder
auf andere Weise gegen Empfangsbestati-
gung, sofern dieses Gesetz nichts anderes
bestimmt.

2Mit dem Einverstandnis der betroffenen Per-
son kénnen Mitteilungen, Verfligungen und
Entscheide elektronisch zugestellt werden. Sie
sind mit einer elektronischen Signatur gemass
Bundesgesetz vom 18. Marz 2016 Uber die
elektronische Signatur zu versehen. Der Bun-
desrat regelt:

Bundesrat Nationalrat

mat fiir den Austausch von Betreibungs- und
Konkursdaten in einer geschlossenen Benut-
zergruppe, bestehend aus naturlichen Perso-
nen, juristischen Personen des privaten und
des offentlichen Rechts sowie Betreibungs-
und Konkursamtern.

2 Er bestimmt die zu verwendende Plattform
und die zu verwendende elektronische Signa-
tur nach dem ZerteS®.

Art. 33¢c
3. Gerichte

1 Die Betreibungs- und Konkursamter sowie die
Aufsichtsbehdrden tauschen Dokumente mit
Gerichten nur Gber eine Plattform nach dem
BEKJ® aus.

2 Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente.

Art. 34 Abs. 2 zweiter Satz und 3

... Sie
sind mit einer elektronischen Signatur nach
dem ZertES* zu versehen, sofern sie nicht
Uber eine Plattform nach dem BEKJ” zugestellt
werden.
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Geltendes Recht Bundesrat Nationalrat

a. die zu verwendende Signatur;

b. das Format der Mitteilungen, Verfligungen
und Entscheide sowie ihrer Beilagen;

c. die Art und Weise der Ubermittlung;

d. den Zeitpunkt, zu dem die Mitteilung, die
Verfugung oder der Entscheid als zugestellt
gilt.
3 Der Bundesrat regelt:
a. die zu verwendende Signatur;
b. das Format der Mitteilungen, Verfligungen
und Entscheide sowie ihrer Beilagen;
c. die Art und Weise der Ubermittlung;
d. den Zeitpunkt, in dem die Mitteilung, die
Verfligung oder der Entscheid als zugestellt
gilt.



Geltendes Recht

Art. 78 Einvernahmeprotokolle

1 Die Aussagen der Parteien, Zeuginnen, Zeu-
gen, Auskunftspersonen und Sachverstandigen
werden laufend protokolliert.

2Die Protokollierung erfolgt in der Verfahrens-
sprache, doch sind wesentliche Aussagen
soweit moglich in der Sprache zu protokollie-
ren, in der die einvernommene Person ausge-
sagt hat.

3 Entscheidende Fragen und Antworten werden
wortlich protokolliert.

4 Die Verfahrensleitung kann der einvernomme-
nen Person gestatten, ihre Aussagen selbst zu
diktieren.

5Nach Abschluss der Einvernahme wird der
einvernommenen Person das Protokoll vorge-
lesen oder ihr zum Lesen vorgelegt. Sie hat
das Protokoll nach Kenntnisnahme zu unter-
zeichnen und jede Seite zu visieren. Lehnt sie
es ab, das Protokoll durchzulesen oder zu
unterzeichnen, so werden die Weigerung und
die daflr angegebenen Griinde im Protokoll
vermerkt.

Bundesrat Nationalrat
12. Strafprozessordnung” 12. ...
Art. 76a Form der Bestatigung von Proto-

kollen

1Die Richtigkeit eines Protokolls wird durch
Unterschrift auf Papier oder personlich elektro-
nisch bestatigt.

2 Der Bundesrat bestimmt die Anforderungen
an:

a. die elektronische Bestatigung;

b. die Sicherstellung der Unveranderbarkeit
von elektronisch bestatigten Protokollen.

Art. 78 Abs. 5, 6 erster Satz und 6bis

5Nach Abschluss der Einvernahme wird der
einvernommenen Person das Protokoll vorge-
lesen oder ihr zum Lesen vorgelegt. Sie hat die
Richtigkeit des Protokolls nach Kenntnisnahme
zu bestatigen. Erfolgt die Bestatigung durch
Unterschrift auf Papier, so hat sie jede Seite zu
visieren. Lehnt sie es ab, das Protokoll durch-
zulesen oder zu bestatigen, so werden die
Weigerung und die dafiir angegebenen Griinde
im Protokoll vermerkt.
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s Wird die Einvernahme im Hauptverfahren
mit technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet, so
kann das Gericht darauf verzichten, der einver-
nommenen Person das Protokoll vorzulesen
oder zum Lesen vorzulegen und von dieser
unterzeichnen zu lassen. Die Aufzeichnungen
werden zu den Akten genommen.

6 Bei Einvernahmen mittels Videokonferenz
ersetzt die mindliche Erklarung der einvernom-
menen Person, sie habe das Protokoll zur
Kenntnis genommen, die Unterzeichnung und
Visierung. Die Erklarung wird im Protokoll ver-
merkt.

Art. 80 Form

1Entscheide, in denen Uber Straf- und Zivilfra-
gen materiell befunden wird, ergehen in Form
eines Urteils. Die anderen Entscheide ergehen,
wenn sie von einer Kollektivbehdrde gefallt
werden, in Form eines Beschlusses, wenn sie
von einer Einzelperson gefallt werden, in Form
einer Verflgung. Die Bestimmungen des Straf-
befehlsverfahrens bleiben vorbehalten.

2Entscheide ergehen schriftlich und werden
begriindet. Sie werden von der Verfahrenslei-
tung sowie der protokollfihrenden Person
unterzeichnet und den Parteien zugestellt.

3 Einfache verfahrensleitende Beschliisse und
Verfugungen brauchen weder besonders aus-
gefertigt noch begriindet zu werden; sie wer-
den im Protokoll vermerkt und den Parteien in
geeigneter Weise eroffnet.

Bundesrat Nationalrat

6 Wird die Einvernahme mittels Videokonferenz
durchgeflhrt, so hat die einvernommene Per-
son die Richtigkeit des Protokolls in Form einer
mundlichen Erklarung zu bestatigen. ...

6bis \Wird die Videokonferenz aufgezeichnet, so

sind die mundliche Erklarung und der Protokoll-
vermerk nicht erforderlich. Die Aufzeichnungen

werden zu den Akten genommen.

Art. 80 Abs. 2

2 Entscheide ergehen schriftlich; sie werden
begriindet und den Parteien zugestellt. Erfolgt
die Zustellung auf Papier, so werden sie von
der Verfahrensleitung sowie der protokollfiih-
renden Person unterzeichnet.
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Art. 85 Form der Mitteilungen und der
Zustellung

1 Die Strafbehoérden bedienen sich fir ihre
Mitteilungen der Schriftform, soweit dieses
Gesetz nichts Abweichendes bestimmt.

2Die Zustellung erfolgt durch eingeschriebene
Postsendung oder auf andere Weise gegen
Empfangsbestatigung, insbesondere durch die
Polizei.

3 Sie ist erfolgt, wenn die Sendung von der
Adressatin oder dem Adressaten oder von
einer angestellten oder im gleichen Haushalt
lebenden, mindestens 16 Jahre alten Person
entgegengenommen wurde. Vorbehalten blei-
ben Anweisungen der Strafbehdrden, eine
Mitteilung der Adressatin oder dem Adressaten
personlich zuzustellen.

4 Sie gilt zudem als erfolgt:

a. bei einer eingeschriebenen Postsendung,
die nicht abgeholt worden ist: am siebten
Tag nach dem erfolglosen Zustellungsver-
such, sofern die Person mit einer Zustel-
lung rechnen musste;

b. bei persénlicher Zustellung, wenn die Ad-
ressatin oder der Adressat die Annahme
verweigert und dies von der Uberbringerin
oder dem Uberbringer festgehalten wird:
am Tag der Weigerung.

Art. 86 Elektronische Zustellung

1 Mit dem Einverstandnis der betroffenen Per-
son kénnen Mitteilungen elektronisch zugestellt
werden. Sie sind mit einer elektronischen Sig-
natur gemass Bundesgesetz vom

18. Marz 2016 Uber die elektronische Signatur
zu versehen.

Bundesrat

Art. 85 Abs. 2

2Die Zustellung erfolgt Gber eine Plattform
nach dem Bundesgesetz vom ...* iber die
Plattformen fur die elektronische Kommunikati-
on in der Justiz (BEKJ), durch eingeschriebene
Postsendung oder auf andere Weise gegen
Empfangsbestatigung, insbesondere durch die
Polizei.

Art. 86 Elektronische Zustellung

Erfolgt die Zustellung Uber eine Plattform nach
dem BEKJ®, so gilt die Mitteilung im Zeitpunkt
des erstmaligen Abrufs, wie er auf der Abruf-
quittung ausgewiesen ist, als erfolgt, spates-
tens jedoch am Ende des siebten Tags nach
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2Der Bundesrat regelt:
a. die zu verwendende Signatur;

b. das Format der Mitteilungen und ihrer Bei-
lagen;

die Art und Weise der Ubermittlung;

d. den Zeitpunkt, zu dem die Mitteilung als
zugestellt gilt.

Art. 87 Zustellungsdomizil

1 Mitteilungen sind den Adressatinnen und
Adressaten an ihren Wohnsitz, ihren gewohnli-
chen Aufenthaltsort oder an ihren Sitz zuzustel-
len.

2 Parteien und Rechtsbeistande mit Wohnsitz,
gewdhnlichem Aufenthaltsort oder Sitz im Aus-
land haben in der Schweiz ein Zustellungsdo-
mizil zu bezeichnen; vorbehalten bleiben
staatsvertragliche Vereinbarungen, wonach
Mitteilungen direkt zugestellt werden kénnen.

3 Mitteilungen an Parteien, die einen Rechtsbei-
stand bestellt haben, werden rechtsgultig an
diesen zugestellt.

4 Hat eine Partei personlich zu einer Verhand-
lung zu erscheinen oder Verfahrenshandlungen
selbst vorzunehmen, so wird ihr die Mitteilung
direkt zugestellt. Dem Rechtsbeistand wird
eine Kopie zugestellt.

Art. 100 Aktenfiihrung

1Fur jede Strafsache wird ein Aktendossier
angelegt. Dieses enthalt:

a. die Verfahrens- und die Einvernahmeproto-
kolle;

Bundesrat Nationalrat

der Ubermittlung an die Adresse der Adressatin
oder des Adressaten, wie auf der Nichtabhol-
quittung ausgewiesen.

Art. 87 Abs. 1

1 Mitteilungen sind den Adressatinnen und
Adressaten an ihre auf einer Plattform nach
dem BEKJ* angegebene Adresse, an ihren
Wohnsitz, ihren gewoéhnlichen Aufenthaltsort
oder ihren Sitz zuzustellen.

Art. 100 Abs. 3

64 SR...

e-parl 27.09.2023 14:30

- 58 -



Geltendes Recht

b. die von der Strafbehérde zusammengetra-
genen Akten;

c. die von den Parteien eingereichten Akten.

2Die Verfahrensleitung sorgt fir die systemati-
sche Ablage der Akten und fiir deren fortlaufen-
de Erfassung in einem Verzeichnis; in einfa-
chen Fallen kann sie von einem Verzeichnis
absehen.

Art. 102 Vorgehen bei Begehren um
Akteneinsicht

1 Die Verfahrensleitung entscheidet tber die
Akteneinsicht. Sie trifft die erforderlichen Mass-
nahmen, um Missbrauche und Verzégerungen
zu verhindern und berechtigte Geheimhal-
tungsinteressen zu schiitzen.

2Die Akten sind am Sitz der betreffenden Straf-
behdrde oder rechtshilfeweise bei einer andern
Strafbehdrde einzusehen. Anderen Behdrden
sowie den Rechtsbeistdanden der Parteien
werden sie in der Regel zugestelit.

3 Wer zur Einsicht berechtigt ist, kann gegen
Entrichtung einer Geblhr die Anfertigung von
Kopien der Akten verlangen.

Bundesrat

3 Die Strafbehérden fuhren alle Akten elektro-
nisch. Ausgenommen sind Akten, die sich aus
technischen Griinden nicht daflr eignen.

Art. 102 Abs. 2 und 3

2 Die Akten sind am Sitz der betreffenden Straf-
behdrde oder rechtshilfeweise bei einer andern
Strafbehorde in der Form einzusehen, in der
sie vorliegen. Personen, die mit der Strafbehor-
de elektronisch kommunizieren, wird die Akten-
einsicht auf einer Plattform nach dem BEKJ®
gewahrt.

3Wer zur Einsicht berechtigt ist, kann eine
Kopie der Akten verlangen. Fir Kopien auf
Papier wird eine Geblihr erhoben.

65 SR...

Nationalrat
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Bundesrat Nationalrat

Gliederungstitel nach Art. 103

10. Abschnitt: Elektronische Kommuni-
kation

Art. 103a Anwendbare Bestimmungen

Die Bestimmungen des BEKJ® sind auf die
Verfahren nach dem vorliegenden Gesetz an-
wendbar, soweit dieses nichts anderes vor-
sieht.

Art. 103b Weitergabe der Akten

Soweit nicht zwingende Griinde dagegenspre-
chen, geben die Strafbehdrden die Akten Gber
eine Plattform nach dem BEKJ" weiter.

Art. 103c Pflicht zur elektronischen Uber-
mittlung

1 Behodrden sowie berufsmassig handelnde
Rechtsbeistande missen den Austausch von
Dokumenten mit der Strafbehdrde Uber eine
Plattform nach dem BEKJ® abwickeln.

2 Personen, die zur Benutzung einer Plattform
verpflichtet sind und Eingaben auf Papier ein-
reichen, setzt die Strafbehdrde eine angemes-
sene Frist fur die elektronische Einreichung mit
der Androhung, dass die Eingabe andernfalls
als nicht erfolgt gilt.

3 Ausgenommen sind Dokumente, die sich aus
technischen Grinden nicht daflr eignen.

Art. 103d Elektronische Kommunikation Art. 103d
auf Verlangen der Partei

Ist eine Person nicht zur elektronischen Kom- L
munikation mit der Strafbehdrde verpflichtet, so
kann sie verlangen, dass die Kommunikation

mit ihr Gber eine Plattform nach dem BEKJ®
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Art. 110 Form

1 Eingaben koénnen schriftlich eingereicht oder
mindlich zu Protokoll gegeben werden. Schrift-
liche Eingaben sind zu datieren und zu unter-
zeichnen.

2Bei elektronischer Einreichung muss die Ein-
gabe mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur gemass Bundesgesetz vom

18. Marz 2016 Uber die elektronische Signatur
versehen werden. Der Bundesrat regelt:

a. das Format der Eingabe und ihrer Beilagen;
b. die Art und Weise der Ubermittlung;

Bundesrat

elektronisch abgewickelt wird. In diesem Fall
muss sie auf der Plattform eine Adresse ange-
ben.

Art. 103e Format

Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente.

Art. 103f Nachreichung von Dokumenten
auf Papier

Die Strafbehorde kann verlangen, dass Doku-
mente auf Papier nachgereicht werden, wenn:

a. aufgrund technischer Probleme die Gefahr
besteht, dass die Bearbeitung innert nitzli-
cher Frist nicht moglich ist;

b. dies zur Uberpriifung der Echtheit der Do-
kumente oder zur weiteren Verwendung
nétig ist.

Art. 110 Abs. 1 und 2

1 Eingaben kénnen schriftlich auf Papier oder
Uber eine Plattform nach dem BEKJ" einge-
reicht oder mundlich zu Protokoll gegeben
werden. Schriftliche Eingaben auf Papier sind
zu datieren und zu unterzeichnen.

2 Aufgehoben

70 SR...

Nationalrat

2 Sie kann verlangen, dass die Kommunikation
mit ihr nicht mehr elektronisch abgewickelt
wird, sofern sie ihren Wohnsitz oder Sitz be-
zeichnet. Liegt dieser im Ausland, muss sie ein
Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen.

(siehe Art. 18 Abs. 1°s, ...)
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c. die Voraussetzungen, unter denen bei tech-
nischen Problemen die Nachreichung von
Dokumenten auf Papier verlangt werden
kann.

31m Ubrigen sind Verfahrenshandlungen an
keine Formvorschriften gebunden, soweit die-
ses Gesetz nichts Abweichendes bestimmt.

4 Die Verfahrensleitung kann unleserliche, un-
verstandliche, ungebuhrliche oder weitschweifi-
ge Eingaben zurlickweisen; sie setzt eine Frist
zur Uberarbeitung und weist darauf hin, dass
die Eingabe, falls sie nicht Uberarbeitet wird,
unbeachtet bleibt.

Art. 199 Eroffnung der Anordnung

Ist eine Zwangsmassnahme schriftlich anzu-
ordnen und ist sie nicht geheim zu halten, so
wird den direkt betroffenen Personen gegen
Empfangsbestatigung eine Kopie des Befehls
und eines allfalligen Vollzugsprotokolls tiberge-
ben.

Art. 201 Form und Inhalt

1_.Die Vorladungen von Staatsanwaltschaft,
Ubertretungsstrafbehdrden und Gerichten
ergehen schriftlich.

2 Sje enthalten:

a. die Bezeichnung der vorladenden Strafbe-
horde und der Personen, welche die Ver-
fahrenshandlung vornehmen werden;

b. die Bezeichnung der vorgeladenen Person
und der Eigenschaft, in der sie an der Ver-
fahrenshandlung teilnehmen soll;

c. den Grund der Vorladung, sofern der Unter-
suchungszweck diesen Hinweis nicht ver-
bietet;

d. Ort, Datum und Zeit des Erscheinens;

Bundesrat

Art. 199

Ist eine Zwangsmassnahme schriftlich anzu-
ordnen und ist sie nicht geheim zu halten, so
wird den direkt betroffenen Personen eine
Kopie des Befehls und eines allfalligen Voll-
zugsprotokolls gegen Empfangsbestatigung
Ubergeben oder Uber eine Plattform nach dem
BEKJ" zugestellt.

Art. 201 Abs. 2 Bst. h

2 Sie enthalten:
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e. die Aufforderung, personlich zu erscheinen;

f. den Hinweis auf die Rechtsfolgen des un-
entschuldigten Fernbleibens;

g. das Datum der Ausstellung der Vorladung;
h. die Unterschrift der vorladenden Person.

Art. 316

1 Soweit Antragsdelikte Gegenstand des Ver-
fahrens sind, kann die Staatsanwaltschaft die
antragstellende und die beschuldigte Person
zu einer Verhandlung vorladen mit dem Ziel,
einen Vergleich zu erzielen. Bleibt die antrag-
stellende Person aus, so gilt der Strafantrag als
zurlickgezogen.

2Kommt eine Strafbefreiung wegen Wiedergut-
machung nach Artikel 53 StGB in Frage, so
|adt die Staatsanwaltschaft die geschadigte
und die beschuldigte Person zu einer Verhand-
lung ein mit dem Ziel, eine Wiedergutmachung
zu erzielen.

3Wird eine Einigung erzielt, so ist diese im
Protokoll festzuhalten und von den Beteiligten
zu unterzeichnen. Die Staatsanwaltschaft stellt
alsdann das Verfahren ein.

4 Bleibt bei einer Verhandlung nach Absatz 1
oder 2 die beschuldigte Person aus oder wird
keine Einigung erzielt, so nimmt die Staatsan-
waltschaft die Untersuchung unverziiglich an
die Hand. Sie kann die antragstellende Person
in begrindeten Fallen verpflichten, innerhalb
von zehn Tagen eine Sicherheit fir Kosten und
Entschadigungen zu leisten.

Bundesrat

h. die Unterschrift der vorladenden Person,
falls die Vorladung auf Papier versendet
wird.

Art. 316 Abs. 3bis

3bis Wird die Zustimmung zur Einigung mit
technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet, so
kann auf die Unterzeichnung des Protokolls
verzichtet werden. Die Aufzeichnungen werden
zu den Akten genommen.

Nationalrat
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Art. 353 Inhalt und Eréffnung des Strafbe- Art. 353 Abs. 1 Bst. k
fehls

1 Der Strafbefehl enthalt:
a. die Bezeichnung der verfugenden Behdrde;
b. die Bezeichnung der beschuldigten Person;

c. den Sachverhalt, welcher der beschuldigten
Person zur Last gelegt wird;

d. die dadurch erfillten Straftatbesténde;
e. die Sanktion;

f. den kurz begriindeten Widerruf einer be-
dingt ausgesprochenen Sanktion oder einer
bedingten Entlassung;

g. die Kosten- und Entschadigungsfolgen;

h. die Bezeichnung beschlagnahmter Gegen-
stdnde und Vermdgenswerte, die freigege-
ben oder eingezogen werden;

i. den Hinweis auf die Moglichkeit der Ein-
sprache und die Folgen einer unter-bliebe-
nen Einsprache;

j. Ort und Datum der Ausstellung;
k. die Unterschrift der ausstellenden Person.

2Soweit die beschuldigte Person Zivilforderun-
gen der Privatklagerschaft anerkannt hat, wird
dies im Strafbefehl vorgemerkt. Nicht aner-
kannte Forderungen werden auf den Zivilweg
verwiesen.

3 Der Strafbefehl wird den Personen und Be-
hérden, die zur Einsprache befugt sind, unver-
zuglich schriftlich eroffnet.

1 Der Strafbefehl enthalt:

k. die Unterschrift der ausstellenden Person,
falls der Strafbefehl auf Papier versendet
wird.

Nationalrat
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Bundesrat Nationalrat

Gliederungstitel nach Art. 456a

6. Abschnitt: Ubergangsbestimmung
zur Anderung vom ...

Art. 456b

1 Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Artikel
103b und 103c hangige Verfahren bleiben die
Verfahrensbestimmungen nach bisherigem
Recht anwendbar.

2 Besteht im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
BEKJ” bereits ein System einer Behorde fir
die elektronische Kommunikation mit anderen
Behorden, das die sichere elektronische Uber-
mittlung zulasst, so kann dieses System wah-
rend funf Jahren weiter benutzt werden.
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13. Bundesgesetz vom 13. ...
23. Dezember 2011"” iiber den
ausserprozessualen Zeugenschutz

Gliederungstitel vor Art. 1
1. Kapitel: Allgemeine Bestimmungen

1. Abschnitt: Gegenstand und
Geltungsbereich

Gliederungstitel nach Art. 2

2. Abschnitt: Elektronische
Kommunikation und Aktenfiihrung

Art. 2a Anwendbare Bestimmungen

Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
... Uber die Plattformen fiir die elektronische

Kommunikation in der Justiz (BEKJ) sind auf

die Verfahren nach dem vorliegenden Gesetz
anwendbar, soweit dieses nichts anderes vor-
sieht.

Art. 2b Fihrung und Weitergabe der
Akten

Die Zeugenschutzstelle fuhrt alle Akten elektro-
nisch und gibt sie Uber eine Plattform nach
dem BEKJ™ weiter. Ausgenommen sind Akten,
die sich aus technischen Griinden nicht dafiir
eignen.

Art. 2¢ Pflicht zur elektronischen Uber-
mittlung

1Behorden sowie Anwaltinnen und Anwalte,
die nach dem Anwaltsgesetz vom 23. Juni
2000 oder nach einem Staatsvertrag berech-
tigt sind, Parteien vor schweizerischen Ge-
richtsbehorden zu vertreten, missen den Aus-
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Bundesrat

tausch von Dokumenten mit der
Zeugenschutzstelle Uber eine Plattform nach
dem BEKJ" abwickeln.

2 Reichen sie Eingaben auf Papier ein, so setzt
die Zeugenschutzstelle eine angemessene
Frist fur die elektronische Einreichung mit der
Androhung, dass die Eingabe andernfalls als
nicht erfolgt gilt.

3 Ausgenommen sind Akten, die sich aus tech-
nischen Gruinden nicht daflr eignen.

Art. 2d Elektronische Kommunikation
auf Verlangen der Partei

Ist eine Person nicht zur elektronischen Kom-
munikation verpflichtet, so kann sie verlangen,
dass die Kommunikation mit ihr Uber eine Platt-
form nach dem BEKJ"” elektronisch abgewickelt
wird. In diesem Fall muss sie auf der Plattform
eine Adresse angeben.

Art. 2e Format

Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente.

Art. 2f Nachreichung von Dokumenten
auf Papier

Die Zeugenschutzstelle kann verlangen, dass
Dokumente auf Papier nachgereicht werden,
wenn:

a. aufgrund technischer Probleme die Gefahr
besteht, dass die Bearbeitung innert nutzli-
cher Frist nicht moglich ist;

77 SR...
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Nationalrat

Art. 2d

1

2 Sie kann verlangen, dass die Kommunikation
mit ihr nicht mehr elektronisch abgewickelt
wird, sofern sie ihren Wohnsitz oder Sitz be-
zeichnet. Liegt dieser im Ausland, muss sie ein
Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen.

(siehe Art. 18 Abs. 1°s, ...)
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Bundesrat Nationalrat

b. dies zur Uberpriifung der Echtheit der Do-
kumente oder zur weiteren Verwendung
nétig ist.

Art. 2g Elektronische Akteneinsicht

Personen, die mit der Zeugenschutzstelle elek-
tronisch kommunizieren, wird die Akteneinsicht
auf einer Plattform nach dem BEKJ™ gewahrt.

Gliederungstitel vor Art. 37
9. Kapitel: Ubergangsbestimmungen

Art. 37

1 Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Artikel
2b und 2c¢ hangige Verfahren bleiben die Ver-

fahrensbestimmungen nach bisherigem Recht
anwendbar.

2 Besteht im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
BEKJ® bereits ein System einer Behorde fiir
die elektronische Kommunikation mit anderen
Behorden, das die sichere elektronische Uber-
mittlung zulasst, so kann dieses System wah-
rend flnf Jahren weiter benutzt werden.
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14. Opferhilfegesetz vom 14. ...
23. Mirz 2007

Gliederungstitel nach Art. 8

1a. Kapitel: Elektronische Kommunika-
tion und Aktenfiihrung

Art. 8a Anwendbare Bestimmungen

Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
...” Uber die Plattformen flr die elektronische

Kommunikation in der Justiz (BEKJ) sind auf

die Verfahren nach dem vorliegenden Gesetz
anwendbar, soweit dieses nichts anderes vor-
sieht.

Art. 8b Flhrung und Weitergabe der
Akten

Die Beratungsstelle fiihrt alle Akten elektro-
nisch und gibt sie Uber eine Plattform nach
dem BEKJ” weiter. Ausgenommen sind Akten,
die sich aus technischen Griinden nicht dafiir
eignen.

Art. 8¢ Pflicht zur elektronischen Uber-
mittlung

1Behorden sowie Anwaltinnen und Anwalte,
die nach dem Anwaltsgesetz vom 23. Juni
2000* oder nach einem Staatsvertrag berech-
tigt sind, Parteien vor schweizerischen Ge-
richtsbehorden zu vertreten, missen den Aus-
tausch von Dokumenten mit der
Beratungsstelle Uber eine Plattform nach dem
BEKJ® abwickeln.

2 Reichen sie Eingaben auf Papier ein, so setzt
die Beratungsstelle eine angemessene Frist fir
die elektronische Einreichung mit der Andro-
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Bundesrat

hung, dass die Eingabe andernfalls als nicht
erfolgt gilt.

3 Ausgenommen sind Dokumente, die sich aus
technischen Griinden nicht daflr eignen.

Art. 8d Elektronische Kommunikation
auf Verlangen der Partei

Ist eine Person nicht zur elektronischen Kom-
munikation verpflichtet, so kann sie verlangen,
dass die Kommunikation mit ihr Gber eine Platt-
form nach dem BEKJ® elektronisch abgewickelt
wird. In diesem Fall muss sie auf der Plattform
eine Adresse angeben.

Art. 8e Format

Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente.

Art. 8f Nachreichung von Dokumenten
auf Papier

Die Beratungsstelle kann verlangen, dass Do-
kumente auf Papier nachgereicht werden,
wenn:

a. aufgrund technischer Probleme die Gefahr
besteht, dass die Bearbeitung innert nitzli-
cher Frist nicht moglich ist;

b. dies zur Uberpriifung der Echtheit der Do-
kumente oder zur weiteren Verwendung
ndtig ist.

86 SR...

Nationalrat

Art. 8d

1

2 Sie kann verlangen, dass die Kommunikation
mit ihr nicht mehr elektronisch abgewickelt
wird, sofern sie ihren Wohnsitz oder Sitz be-
zeichnet. Liegt dieser im Ausland, muss sie ein
Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen.

(siehe Art. 18 Abs. 1°s, ...)
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Art. 10 Akteneinsicht

1 Die Beratungsstellen kénnen Einsicht nehmen
in Akten von Strafverfolgungs-behdérden und
Gerichten aus Verfahren, an denen das Opfer
oder seine Angehdrigen teilnehmen, sofern
diese ihre Zustimmung erteilt haben.

2Das Akteneinsichtsrecht darf den Beratungs-
stellen nur so weit verweigert werden, als dies
gemass massgebendem Prozessrecht auch
gegenuber der geschadigten Person zulassig
ware.

Bundesrat Nationalrat

Art. 8g Elektronische Akteneinsicht

Personen, die mit der Beratungsstelle elektro-
nisch kommunizieren, wird die Akteneinsicht
auf einer Plattform nach dem BEKJ* gewahrt.

Art. 10 Abs. 1bis

1bis Die Gesuchseinreichung und die Aktenein-
sicht erfolgen Uber eine Plattform nach dem
BEKJ™.

Art. 48a Ubergangsbestimmungen zur
Anderung vom ...

1 Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens von Art. 8b
und 8¢ hangige Verfahren bleiben die Verfah-
rensbestimmungen nach bisherigem Recht
anwendbar.

2 Sofern im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
BEKJ® bereits ein System einer Behorde fiir
die elektronische Kommunikation mit anderen
Behorden besteht, das die sichere elektroni-
sche Ubermittlung zulasst, so kann dieses
System wahrend finf Jahren weiter benutzt
werden.
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15. Bundesgesetz vom 22. Marz 1974  15. ...
liber das Verwaltungsstrafrecht

Art. 31b

V. Elektronische Kommunikation und Aktenfih-
rung

1. Anwendbare Bestimmungen

Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom
...~ Uber die Plattformen fiir die elektronische

Kommunikation in der Justiz (BEKJ) sind auf

die Verfahren nach dem vorliegenden Gesetz
anwendbar, soweit dieses nichts anderes vor-
sieht.

Art. 31c
2. Fihrung und Weitergabe der Akte

Die Verwaltungsbehdrde flhrt alle Akten elekt-
ronisch und gibt sie Uber eine Plattform nach
dem BEKJ* weiter. Ausgenommen sind Akten,
die sich aus technischen Griinden nicht dafir
eignen.

Art. 31d
3. Pflicht zur elektronischen Ubermittlung

1Behorden sowie Verteidiger miissen den
Austausch von Dokumenten mit der Verwal-
tungsbehorde Uber eine Plattform nach dem
BEKJ*” abwickeln.

2Reichen sie Eingaben auf Papier ein, so setzt
die Verwaltungsbehorde ihnen eine angemes-
sene Frist fur die elektronische Einreichung mit
der Androhung, dass die Eingabe andernfalls
als nicht erfolgt gilt.

3 Ausgenommen sind Dokumente, die sich aus
technischen Griinden nicht dafir eignen.
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Art. 31e

4. Elektronische Kommunikation auf Verlangen
der Partei

Personen, die mit der Verwaltungsbehdérde
elektronisch kommunizieren, wird die Aktenein-
sicht auf einer Plattform nach dem BEKJ* ge-
wabhrt.

Art. 31f
5. Format

Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente.

Art. 31g
6. Nachreichung von Dokumenten auf Papier

Die Verwaltungsbehdrde kann verlangen, dass
Dokumente auf Papier nachgereicht werden,
wenn:

a. aufgrund technischer Probleme die Gefahr
besteht, dass die Bearbeitung innert nitzli-
cher Frist nicht moglich ist;

b. dies zur Uberpriifung der Echtheit der Do-
kumente oder zur weiteren Verwendung
nétig ist.

Art. 31h
7. Elektronische Akteneinsicht

Personen, die mit der Verwaltungsbehdérde
elektronisch kommunizieren, wird die Aktenein-
sicht auf einer Plattform nach dem BEKJ* ge-
wabhrt.

94 SR..
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Nationalrat

Art. 31e

2 Sie kann verlangen, dass die Kommunikation
mit ihr nicht mehr elektronisch abgewickelt
wird, sofern sie ihren Wohnsitz oder Sitz be-
zeichnet. Liegt dieser im Ausland, muss sie ein
Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen.

(siehe Art. 18 Abs. 1%, ...)
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Art. 34
B. Zustellung
|. Zustellungsdomizil

1 Mitteilungen sind den Adressaten an ihren
Wohnsitz, ihren gewohnlichen Aufenthaltsort
oder an ihren Sitz zuzustellen.

2Beschuldigte mit Wohnsitz, gewdhnlichem
Aufenthaltsort oder Sitz im Ausland haben in
der Schweiz ein Zustellungsdomizil zu bezeich-
nen. Vorbehalten bleiben staatsvertragliche
Vereinbarungen, wonach Mitteilungen direkt
zugestellt werden kdnnen.

3 Mitteilungen an Parteien, die einen Rechtsbei-
stand bestellt haben, werden rechtsgliltig an
diesen zugestellt.

4FUr den von der Einziehung Betroffenen gel-
ten diese Vorschriften sinngemass.

Art. 38
B. Protokollierung

1 Die Eroffnung der Untersuchung, ihr Verlauf
und die dabei gewonnenen wesentlichen Fest-
stellungen sollen aus den amtlichen Akten
ersichtlich sein.

2Das Protokoll tiber eine Einvernahme wird
wahrend der Verhandlung niedergeschrieben
und ist unmittelbar nach Schluss der Einver-
nahme vom Einvernommenen, nachdem es
ihm zur Kenntnis gebracht worden ist, und vom
untersuchenden Beamten durch Unterschrift
als richtig zu bestatigen; fehlt die Unterschrift
des Einvernommenen, so ist der Grund anzu-
geben.

Bundesrat Nationalrat

Art. 34 Abs. 1 und 2

1 Mitteilungen sind den Adressaten an ihre auf
einer Plattform nach dem BEKJ* angegebene
Adresse, an ihren Wohnsitz, ihren gewdéhnli-
chen Aufenthaltsort oder an ihren Sitz zuzustel-
len.

2 Beschuldigte mit Wohnsitz, gewdhnlichem
Aufenthaltsort oder Sitz im Ausland haben eine
Adresse auf einer Plattform nach dem BEKJ
anzugeben oder ein Zustellungsdomizil in der
Schweiz zu bezeichnen. Vorbehalten bleiben
staatsvertragliche Vereinbarungen, die vorse-
hen, dass Mitteilungen direkt zugestellt werden
kénnen.

Art. 38 Abs. 5
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3 Das Protokoll Uber eine andere Untersu-
chungshandlung ist sobald als mdglich, spates-
tens am folgenden Werktag aufzunehmen;
seine Richtigkeit ist vom untersuchenden Be-
amten durch Unterschrift zu bestatigen.

41n jedem Protokoll sind Ort und Zeit der Unter-
suchungshandlung und die Namen der Betei-
ligten anzugeben. Ferner ist kenntlich zu ma-
chen, was auf eigener Wahrnehmung des
untersuchenden Beamten und was auf Mittei-
lung Dritter beruht.

Art. 47

1 Der Inhaber eines beschlagnahmten Gegen-
standes oder Vermogenswertes ist verpflichtet,
ihn dem untersuchenden Beamten gegen Emp-
fangsbescheinigung oder ein Doppel des Be-
schlagnahmeprotokolls herauszugeben.

2Die beschlagnahmten Gegensténde und Ver-
mogenswerte werden im Beschlagnahmeproto-
koll verzeichnet und sind zu verwahren.

3 Gegenstande, die schneller Wertverminde-
rung ausgesetzt sind oder einen kostspieligen
Unterhalt erfordern, kann die Verwaltung 6f-
fentlich versteigern lassen und in dringenden
Fallen freihandig verkaufen.

Art. 54
b. Vollzug; Fahndung

1 Dem Beschuldigten ist bei der Verhaftung ein
Doppel des Haftbefehls auszuhandigen.

Bundesrat Nationalrat

5Werden Einvernahmen und andere Untersu-
chungshandlungen mit technischen Hilfsmitteln
aufgezeichnet, so kann auf die Unterschriften
verzichtet werden. Die Aufzeichnungen werden
zu den Akten zu genommen.

Art. 47 Abs. 1

1 Der Inhaber eines beschlagnahmten Gegen-
standes oder Vermogenswertes ist verpflichtet,
ihn dem untersuchenden Beamten gegen Emp-
fangsbestatigung oder ein Doppel des Be-
schlagnahmeprotokolls herauszugeben.

Art. 54 Abs. 1 und 2

1 Dem Beschuldigten ist bei der Verhaftung ein
Doppel des Haftbefehls auszuhandigen. Auf
Verlangen ist ihm der Haftbefehl zusatzlich an
seine auf einer Plattform nach dem BEKJ”
angegebene Adresse zuzustellen.
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2Der Verhaftete ist der zustandigen kantonalen
Behdrde unter gleichzeitiger Aushandigung
eines Doppels des Haftbefehls zu libergeben.

3Kann der Haftbefehl nicht vollzogen werden,
so ist die Fahndung anzuordnen. Der Haftbe-
fehl kann 6ffentlich bekannt gemacht werden.

Art. 64
B. Strafbescheid
|. Im ordentlichen Verfahren

1 Der Strafbescheid ist schriftlich zu erlassen
und stellt fest:
— den Beschuldigten;

— die Tat;

— die gesetzlichen Bestimmungen, die
angewendet werden;

— die Strafe, die Mithaftung nach Artikel
12 Absatz 3 und die besonderen
Massnahmen;

— die Kosten;

— die Verfligung Uber beschlagnahmte
Gegenstande;

— das Rechtsmittel.
2Weicht der Strafbescheid zum Nachteil des
Beschuldigten wesentlich vom Schlussprotokoll
ab, so sind diese Abweichungen anzugeben
und kurz zu begriinden.
3

Bundesrat

2Der Verhaftete ist der zustéandigen kantonalen
Behorde zu Ubergeben; der Haftbefehl ist die-
ser vorgangig uber eine Plattform nach dem
BEKJ zu Gbermitteln

Art. 64 Abs. 3

3 Der Strafbescheid ist dem Beschuldigten tber
eine Plattform nach dem BEKJ* oder durch
eingeschriebenen Brief zu ertffnen oder gegen
Empfangsbestatigung auszuhandigen; er kann
durch Publikation im Bundesblatt eroffnet wer-
den, wenn der Aufenthalt des Beschuldigten
nicht bekannt ist und dieser weder auf einer
Plattform eine Adresse noch in der Schweiz
einen Vertreter oder ein Zustellungsdomizil hat.
Artikel 34 Absatz 2 ist anwendbar.
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Art. 65
II. Im abgekirzten Verfahren

1Ist die Widerhandlung offenkundig, betragt die
Busse nicht mehr als 2000 Franken und ver-
zichtet der Beschuldigte nach Bekanntgabe der
Hohe der Busse und der Leistungs- oder Rick-
leistungspflicht ausdriicklich auf jedes Rechts-
mittel, so kann der Strafbescheid ohne vorheri-
ge Aufnahme eines Schlussprotokolls erlassen
werden.

2Der vom Beschuldigten und dem untersu-
chenden Beamten unterzeichnete Strafbe-
scheid im abgekurzten Verfahren steht einem
rechtskraftigen Urteil gleich; verweigert der
Beschuldigte die Unterzeichnung, so fallt der
gemass Absatz 1 erlassene Strafbescheid
dahin.

Art. 68
Il. Einreichestelle und Form

1 Die Einsprache ist schriftlich bei der Verwal-
tung einzureichen, die den angefochtenen
Bescheid erlassen hat.

2Die Einsprache hat einen bestimmten Antrag
zu enthalten und die zur Begriindung dienen-
den Tatsachen anzugeben; die Beweismittel
sollen bezeichnet und, soweit moglich, beige-
legt werden.

3 Genlgt die Einsprache den in Absatz 2 um-
schriebenen Anforderungen nicht, oder lassen
die Begehren des Einsprechers oder deren
Begriindung die nétige Klarheit vermissen und
stellt sich die Einsprache nicht als offensichtlich
unzulassig heraus, so wird dem Einsprecher
eine kurze Nachfrist zur Verbesserung einge-
raumt.

Bundesrat

Art. 65 Abs. 3

3 Auf die Unterschrift kann verzichtet werden,
wenn die Zustimmung mit technischen Hilfsmit-
teln aufgezeichnet wird. Die Aufzeichnungen
werden zu den Akten genommen.

Art. 68 Abs. 4

Nationalrat
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4 Die Verwaltung verbindet diese Nachfrist mit
der Androhung, nach unbenutztem Fristablauf
auf Grund der Akten zu entscheiden oder,
wenn Begehren, Begriindung oder Unterschrift
fehlen, auf die Einsprache nicht einzutreten.

Art. 88
2. Verneinung des Revisionsgrundes

1 Liegt kein Revisionsgrund vor, so trifft die
Verwaltung einen entsprechenden Entscheid.

2Bei Abweisung eines Revisionsgesuches
kénnen die Verfahrenskosten dem Gesuchstel-
ler auferlegt werden.

3 Der Entscheid ist zu begriinden und den am
Revisionsverfahren Beteiligten durch einge-
schriebenen Brief zu eréffnen.

4 Der Gesuchsteller kann gegen den abweisen-
den Entscheid innert 30 Tagen seit der Eroff-
nung bei der Beschwerdekammer des Bundes-
strafgerichts Beschwerde fiihren (Art. 25 Abs.
1); die Verfahrensvorschriften von Artikel 28
Absatze 2-5 gelten sinngemass.

Bundesrat Nationalrat

4 Die Verwaltung verbindet diese Nachfrist mit
der Androhung, nach unbenutztem Fristablauf
aufgrund der Akten zu entscheiden oder, wenn
das Begehren, die Begriindung oder, bei Ein-

sprachen auf Papier, die Unterschrift fehlt, auf
die Einsprache nicht einzutreten.

Art. 88 Abs. 3

3 Der Entscheid ist zu begriinden und den am
Revisionsverfahren Beteiligten Uber eine Platt-
form nach dem BEKJ®” oder durch eingeschrie-
benen Brief zu erdffnen.

Art. 106a
Ubergangsbestimmungen zur Anderung vom ...

1 Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Artikel
31c und 31d hangige Verfahren bleiben die
Verfahrensbestimmungen nach bisherigem
Recht anwendbar.

2 Besteht im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
BEKJ'" ein System einer Behorde fiir die elekt-
ronische Kommunikation mit anderen Behor-
den, das die sichere elektronische Ubermitt-
lung zuldsst, so kann dieses System wahrend
finf Jahren weiter benutzt werden.

99SR ...
100 SR ...
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Bundesrat Nationalrat

16. Militarstrafprozess vom 16. ...
23. Méarz 1979

Gliederungstitel nach Art. 37

2a. Abschnitt: Elektronische Kommuni-
kation

Art. 37a Anwendbare Bestimmungen
Die Bestimmungen des Bundesgesetzes vom

... Uber die Plattformen fiir die elektronische
Kommunikation in der Justiz (BEKJ) sind auf

die Verfahren nach dem vorliegenden Gesetz
anwendbar, soweit dieses nichts anderes vor-

sieht.

Art. 37b Pflicht zur elektronischen Uber-
mittlung

1Behorden sowie Anwalte, die nach dem An-
waltsgesetz vom 23. Juni 2000 oder nach
einem Staatsvertrag berechtigt sind, Parteien
vor schweizerischen Gerichtsbehdrden zu
vertreten, missen den Austausch von Doku-
menten mit der Strafbehdrde Uber eine Platt-
form nach dem BEKJ™ abwickeln.

2Reichen sie Eingaben auf Papier ein, so setzt
die Strafbehdrde eine angemessene Frist fir
die elektronische Einreichung mit der Andro-
hung, dass die Eingabe andernfalls als nicht
erfolgt gilt.

3 Ausgenommen sind Dokumente, die sich aus
technischen Griinden nicht dafir eignen.

101 SR 322.1
102 SR ...

103 SR 935.61
104 SR ...
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Art. 38 Inhalt und Form

1 Die Aussagen einvernommener Personen
sind ihrem wesentlichen Inhalt nach zu proto-
kollieren, ebenso wichtige Fragen des Untersu-
chungsrichters.

Bundesrat

Art. 37¢ Elektronische Kommunikation
auf Verlangen der Partei

Ist eine Person nicht zur elektronischen Kom-
munikation verpflichtet, so kann sie verlangen,
dass die Kommunikation mit ihr Gber eine Platt-
form nach dem BEKJ"* abgewickelt wird. In
diesem Fall muss sie auf der Plattform eine
Adresse angeben.

Art. 37d Format

Der Bundesrat regelt das Format der Doku-
mente.

Art. 37e Nachreichung von Dokumenten
auf Papier

Die Strafbehdrde kann verlangen, dass Doku-
mente auf Papier nachgereicht werden, wenn:

a. aufgrund technischer Probleme die Gefahr
besteht, dass die Bearbeitung innert nutzli-
cher Frist nicht moglich ist;

b. dies zur Uberpriifung der Echtheit der Do-
kumente oder zur weiteren Verwendung
notig ist.

Art. 37f Elektronische Akteneinsicht

Personen, die mit der Strafbehorde elektro-
nisch kommunizieren, wird die Akteneinsicht
auf einer Plattform nach dem BEKJ™ gewahrt.

Art. 38 Abs. 1bis und 2bis

105SR....
106SR ...

Nationalrat

Art. 37¢

2 Sie kann verlangen, dass die Kommunikation
mit ihr nicht mehr elektronisch abgewickelt
wird, sofern sie ihren Wohnsitz oder Sitz be-
zeichnet. Liegt dieser im Ausland, muss sie ein
Zustellungsdomizil in der Schweiz bezeichnen.

(siehe Art. 18 Abs. 1%s, ..)
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2 Am Schluss der Einvernahme ist das Proto-
koll von der einvernommenen Person zu lesen
oder ihr vorzulesen. Darauf ist es mit allfalligen
Berichtigungen und Erganzungen von ihr, vom
Untersuchungsrichter und vom Protokollfihrer
zu unterzeichnen.

3Wird die Unterzeichnung des Protokolls ver-
weigert oder kann sie aus anderen Grinden
nicht erfolgen, so ist dies unter Angabe der
Grunde zu vermerken.

4In Ausnahmefallen kénnen Aussagen mit
Einwilligung aller Beteiligten nicht nur im Proto-
koll, sondern auch auf Tontragern festgehalten
werden.

Bundesrat Nationalrat

1bis Die Einvernahme kann zusatzlich mit tech-
nischen Hilfsmitteln aufgezeichnet werden. Die
Aufzeichnungen werden zu den Akten zu ge-
nommen.

2bis \Wird die Einvernahme aufgezeichnet, so
kann auf die Unterschriften verzichtet werden.
Die Aufzeichnungen werden zu den Akten
genommen.

Art. 38a Form der Bestatigung von Proto-
kollen

1 Die Richtigkeit der Protokolle kann durch
Unterschrift auf Papier oder personlich elektro-
nisch bestatigt werden.

2 Der Bundesrat bestimmt:

a. die Anforderungen an die elektronische
Bestatigung;

b. wie die Unveranderbarkeit eines elektro-
nisch bestatigten Protokolls sicherzustellen
ist.
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Art. 39 Hauptverhandlung

1 Das Protokoll tiber die Hauptverhandlung
muss deren Gang und Ergebnisse im Wesentli-
chen wiedergeben sowie die im Laufe der Ver-
handlung gestellten Antrage, ergangenen Ent-
scheide und den Urteilsspruch enthalten.

2Der Prasident ordnet von sich aus oder auf
Antrag einer Partei die vollstandige Nieder-
schrift einer Aussage an, wenn ihrem Wortlaut
besondere Bedeutung zukommt.

3 Das Protokoll der Hauptverhandlung wird vom
Prasidenten und vom Gerichtsschreiber unter-
zeichnet. Im Ubrigen gilt Artikel 38.

Art. 40 Augenschein und Hausdurchsu-
chung

1 Protokolle Uber Augenscheine und Haus-
durchsuchungen haben deren Ergebnis genau
festgehalten sowie Ort und Zeit der Durchfiih-
rung und die Namen der Personen anzugeben,
die daran teilgenommen haben. Plane, Foto-
grafien und Zeichnungen sind, wenn nétig,
beizufligen.

2Die Protokolle werden von dem unterzeichnet,
der die Massnahme durchgefihrt hat.

Art. 41 Beschlagnahme und Verwahrung

" Uber beschlagnahmte oder verwahrte Gegen-
stande ist ein genaues Verzeichnis aufzuneh-
men und den Akten beizuftgen.

Bundesrat Nationalrat

Art. 39 Abs. 1bis und 3

1bis Die Hauptverhandlung kann zusatzlich mit
technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet werden.
Die Aufzeichnungen werden zu den Akten zu
genommen.

3 Das Protokoll der Hauptverhandlung wird vom
Prasidenten und vom Gerichtsschreiber unter-
zeichnet. Wird die Hauptverhandlung aufge-
zeichnet, so kann auf die Unterschriften ver-
zichtet werden. Im Ubrigen gilt Artikel 38.

Art. 40 Abs. 3

3Wird die Durchfiihrung der Massnahme mit
technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet, so
kann auf die Unterschrift verzichtet werden. Die
Aufzeichnungen werden zu den Akten genom-
men.

Art. 41 Abs. 3
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2Das Verzeichnis wird von dem unterzeichnet,
der die Massnahme durchgefiihrt hat. Der
bisherige Inhaber der Gegenstande oder der
nach Artikel 66 Absatz 4 Beigezogene muss
durch Unterschrift bestatigen, dass das Ver-
zeichnis vollstandig ist. Er erhalt ein Doppel.

Art. 43 Verwaltung der Akten

' Das Oberauditorat betreibt zur Verwaltung der
Akten der Militarjustiz ein Informationssystem.
Es enthalt Daten von Personen, die von Unter-
suchungen oder Verfahren der Militarjustiz
betroffen sind, sowie Angaben Uber den Stand
und die Erledigung der Untersuchungen und
Verfahren.

2Die Kanzleien der Militérgerichte haben durch
ein Abrufverfahren Zugriff auf die Daten.

3Nach Erledigung der Strafsache werden die
Akten in der Regel wahrend fiinf Jahren beim
Oberauditorat aufbewahrt. Danach werden sie
dem Bundesarchiv Uberliefert. Das Oberaudito-
rat kann die archivierten Akten bei Bedarf zu-
rickverlangen.

Bundesrat Nationalrat

3 Wird die Durchfihrung der Massnahme mit
technischen Hilfsmitteln aufgezeichnet und
bestatigt der bisherige Inhaber der Gegenstan-
de oder der nach Absatz 2 Beigezogene die
Vollstandigkeit des Verzeichnisses, so kann auf
die Unterschrift verzichtet werden. Die Auf-
zeichnungen werden zu den Akten genommen.

Art. 43 Sachliiberschrift und Abs. 4

FUhrung und Weitergabe der
Akten

4 Das Oberauditorat und die Strafbehérden
geben die Akten Uber eine Plattform nach dem
BEKJ™ weiter. Ausgenommen sind Akten, die
sich aus technischen Grinden nicht dafir eig-
nen.

107 SR ...
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Art. 46 Berechnung, Wahrung und Er-
streckung

1 Berechnet sich die Frist nach Tagen, so be-
ginnt sie am Tage nach der Mitteilung. Fallt der
letzte Tag auf einen Samstag, einen Sonntag
oder einen am Wohnort der Partei oder ihres
Vertreters vom kantonalen Recht anerkannten
Feiertag, so endigt die Frist am nachsten Werk-
tag.

2 Schriftliche Eingaben miissen spatestens am
letzten Tag der Frist an die zustandige Stelle
gelangt oder der schweizerischen Post Giberge-
ben worden sein. In Haftfallen genlgt die frist-
gerechte Ubergabe an den Gefangniswarter,
der fUr die Weiterleitung besorgt ist.

3 Die Frist gilt auch dann als gewahrt, wenn
eine Eingabe rechtzeitig bei einer unzustandi-
gen schweizerischen Dienst- oder Amtsstelle
eingereicht wurde. Die Eingabe ist unverzig-
lich an die zustandige Stelle weiterzuleiten.

4 Die vom Gesetz bestimmten Fristen sind nicht
erstreckbar. Richterlich bestimmte Fristen kon-
nen auf begriindetes Gesuch hin, das vor Ab-
lauf der Frist zu stellen ist, erstreckt werden.

Art. 51 Vorladung

" Der Beschuldigte wird zur Einvernahme in der
Regel schriftlich vorgeladen. Er ist auf die ge-
setzlichen Folgen des Ausbleibens aufmerk-
sam zu machen.

2Die Vorladung wird durch die Schweizerische
Post, durch einen Angehdrigen der Armee oder
ndtigenfalls durch Vermittlung einer zivilen
Behorde zugestellt.

3 Leistet der Beschuldigte der Vorladung keine
Folge, so kann er vorgefihrt werden. Der Vor-
fuhrungsbefehl ist in der Regel schriftlich zu
erteilen.

Bundesrat

Art. 46 Abs. 2

2 Schriftliche Eingaben missen spatestens am
letzten Tag der Frist tGber eine Plattform nach
dem BEKJ™ eingereicht worden sein, an die
zustandige Stelle gelangt sein oder der
Schweizerischen Post Ubergeben worden sein.
In Haftfallen geniigt die fristgerechte Ubergabe
an den Gefangniswarter, der fir die Weiterlei-
tung besorgt ist.

Art. 51 Abs. 2

2 Die Vorladung wird Uber eine Plattform nach
dem BEKJ”, durch die Schweizerische Post,
durch einen Angehorigen der Armee oder noti-
genfalls durch Vermittlung einer zivilen Behor-
de zugestellt.

108 SR ...
109 SR ...

Nationalrat
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Art. 78 Vorladung

Zeugen werden in der Regel schriftlich zur
Einvernahme vorgeladen. Die Vorladung wird
durch die Post, durch einen Angehdrigen der
Armee oder durch Vermittlung ziviler Behérden
zugestellt. Die Zeugen sind auf die gesetzli-
chen Folgen des Ausbleibens aufmerksam zu
machen.

Art. 153 Form und Inhalt des Urteils

1 Das Urteil wird schriftlich ausgefertigt. Es
enthalt Ort und Zeit der Verhandlung, die Na-
men der Richter, des Gerichtsschreibers, des
Auditors, des Angeklagten und seines Verteidi-
gers, die in der Anklage bezeichneten strafba-
ren Handlungen, die Antrage der Parteien so-
wie

a. bei Verurteilung:
1. den Sachverhalt;

2. die Tatsachen, welche die einzelnen
Merkmale der strafbaren Handlung
erfillen;

3. die Grunde fur die Strafzumessung und
die Massnahmen;

4. die gesetzlichen Bestimmungen;
5. den Urteilsspruch;

b. bei Freispruch:
1. den Sachverhalt;

2. die Feststellung, dass die dem Ange-
klagten vorgeworfene Tat nicht erwiesen
oder nicht strafbar ist;

3. die Grinde fur allféllige Massnahmen;
4. den Urteilsspruch;

Bundesrat Nationalrat

Art. 78 zweiter Satz

... Die Vorladung wird
Uber eine Plattform nach dem BEKJ™, durch
die Schweizerische Post, durch einen Angeho6-
rigen der Armee oder durch Vermittlung ziviler
Behorden zugestellt. ...

Art. 153 Abs. 3

110 SR....
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c. bei Freispruch nach Artikel 149:
1. den Sachverhalt;

2. die Tatsache, welche die einzelnen
Merkmale des Disziplinarfehlers erfll-
len;

3. die Griinde fir die Zumessung der Dis-
ziplinarstrafe;

4. den Urteilsspruch.

2Das Urteil enthalt tiberdies den begriindeten
Entscheid Uber Kosten und Entschadigung,
allenfalls Gber die Aufthebung bestehender
Zwangsmassnahmen, Uber die Einziehung von
Gegenstanden und Vermdgenswerten und
Uber den zivilrechtlichen Anspruch der Privat-
klagerschaft sowie eine Rechtsmittelbelehrung.

3 Der Prasident des Militargerichts und der 3 Der Prasident des Militargerichts und der
Gerichtsschreiber unterzeichnen das Urteil. Gerichtsschreiber unterzeichnen das Urteil,
falls der Versand auf Papier erfolgt.

4 Redaktions- oder Rechnungsfehler oder
Kanzleiversehen, die keinen Einfluss auf den
Urteilsspruch oder auf den erheblichen Inhalt
der Begriindung haben, werden von Amtes
wegen berichtigt.

Art. 220b Ubergangsbestimmungen zur
Anderung vom ...

1 Auf im Zeitpunkt des Inkrafttretens der Artikel
37b und 37c¢ hangige Verfahren bleiben die
Verfahrensbestimmungen nach bisherigem
Recht anwendbar.

2Besteht im Zeitpunkt des Inkrafttretens des
BEKJ" bereits ein System einer Behorde fiir
die elektronische Kommunikation mit anderen
Behérden, das die sichere elektronische Uber-
mittlung zulésst, so kann dieses System wah-
rend funf Jahren weiter benutzt werden.

111 SR...

Nationalrat
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Art. 12 Im Allgemeinen

T Wenn dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt, wenden die Bundesverwaltungsbehor-
den das Bundesgesetz vom 20. Dezember
1968 Uber das Verwaltungsverfahren, die kan-
tonalen Behorden die fur sie geltenden Vor-
schriften sinngemass an. Fir Prozess-handlun-
gen gilt das in Strafsachen massgebende
Verfahrensrecht.

2Die kantonalen und eidgendssischen Bestim-
mungen Uber den Stillstand von Fristen gelten
nicht.

Bundesrat Nationalrat

17. Rechtshilfegesetz vom
20. Mirz 1981

Art. 12 Abs. 1

1Wenn dieses Gesetz nichts anderes be-
stimmt, wenden die Bundesverwaltungsbehor-
den das Verwaltungsverfahrensgesetz vom
20. Dezember 1968™ an; die kantonalen Be-
hoérden wenden die fiir sie geltenden Vorschrif-
ten sinngemass an. Fur Prozesshandlungen
gilt das in Strafsachen massgebende Verfah-
rensrecht. Nicht anwendbar sind Bestimmun-
gen, die:

a. die Behodrden zur elektronischen Ubermitt-
lung von Verfahrensdokumenten, zur elekt-
ronischen Aktenflihrung oder zur elektroni-
schen Aktenweitergabe verpflichten; oder

b. die Verfahrensbeteiligten zur elektronischen
Ubermittlung oder Entgegennahme von
Verfahrensdokumenten verpflichten.

112 SR 351.1
113 SR 172.021
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Art. 8 Persoénliche Voraussetzungen

' Flr den Registereintrag miissen die Anwaltin-
nen und Anwalte folgende personliche Voraus-
setzungen erfillen:

a. sie mussen handlungsfahig sein;

b. es darf keine strafrechtliche Verurteilung
vorliegen wegen Handlungen, die mit dem
Anwaltsberuf nicht zu vereinbaren sind, es
sei denn, diese Verurteilung erscheine nicht
mehr im Privatauszug nach Artikel 41 des
Strafregistergesetzes vom 17. Juni 2016;

c. es durfen gegen sie keine Verlustscheine
bestehen;

d. sie missen in der Lage sein, den Anwalts-
beruf unabhangig auszuiiben; sie kdnnen
Angestellte nur von Personen sein, die
ihrerseits in einem kantonalen Register
eingetragen sind.

2 Anwaltinnen und Anwalte, die bei anerkann-
ten gemeinnitzigen Organisationen angestellt
sind, kénnen sich ins Register eintragen las-
sen, sofern die Voraussetzungen nach Absatz
1 Buchstaben a—c erflllt sind und sich die Ta-
tigkeit der Parteivertretung strikte auf Mandate
im Rahmen des von der betroffenen Organisa-
tion verfolgten Zwecks beschrankt.

Bundesrat Nationalrat

114

18. Anwaltsgesetz vom 23. Juni 2000

Art. 8 Abs. 1 Bst. e und 2

1FUr den Registereintrag missen die Anwaltin-
nen und Anwalte folgende personliche Voraus-
setzungen erfiillen:

e. sie mussen Uber eine Adresse auf einer
Plattform nach dem Bundesgesetz vom ..."
Uber die Plattformen fiir die elektronische
Kommunikation in der Justiz (BEKJ) verfu-
gen.

2 Anwaltinnen und Anwaélte, die bei anerkann-
ten gemeinnitzigen Organisationen angestellt
sind, kénnen sich ins Register eintragen las-
sen, sofern die Voraussetzungen nach Absatz
1 Buchstaben a—c und e erfillt sind und sich
die Tatigkeit der Parteivertretung strikt auf
Mandate im Rahmen des von der betroffenen
Organisation verfolgten Zwecks beschrankt.

114 SR 935.61
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Art. 36a Ubergangsbestimmung zur An-
derung vom ...

Personen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens
des BEKJ™ in einem kantonalen Anwaltsregis-
ter eingetragen sind, missen innerhalb von
sechs Monaten ab Inkrafttreten Uber eine Ad-
resse auf einer Plattform nach dem BEKJ ver-
fugen.

116 SR...
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Bundesrat Nationalrat

117

19. Bundesgesetz vom 18. Marz 2016
tiber die elektronische Signatur

Gliederungstitel nach Art. 16
6a. Abschnitt: Validator

Art. 16a

1 Die Bundeskanzlei stellt der Offentlichkeit und
den Behdrden einen Mittel zur Verfiigung, mit
dem Uberprift werden kann, ob die elektroni-
schen Signaturen und Zeitstempel glltig sind
(Validator).

2Der Inhalt des zu prifenden Dokuments muss
dem Validator nicht in einer Form Ubermittelt
werden, die es diesem ermdglichen konnte,
den Inhalt lesbar zu machen.

3 Der Validator bewahrt die zur Prifung tber-
mittelten Daten nach Abschluss der Prifung
nicht auf.

4 Fir die Nutzung des Validators werden keine
Gebiihren erhoben.

5Der Bundesrat kann die technischen Normen
zur Validierung von elektronischen Dokumen-
ten, elektronischen Signaturen und Zeitstem-
peln festlegen.

117 SR 943.03
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Art. 23

1 Das Bundesamt fiir Polizei flihrt die Melde-
stelle flr Geldwéascherei.

2Die Meldestelle priift und analysiert die einge-
gangenen Meldungen. Soweit nétig holt sie
nach Artikel 11a zusétzliche Informationen ein.

3 Sie unterhalt ein eigenes Informationssystem
zur Bekampfung der Geldwascherei, von deren
Vortaten, der organisierten Kriminalitat und der
Terrorismusfinanzierung.

4 Sie erstattet der zustandigen Strafverfol-
gungsbehdrde unverzuglich Anzeige, wenn sie
begriindeten Verdacht schopft, dass:

a. eine strafbare Handlung nach Artikel 260",
305°s oder 305 Absatz 1 StGB vorliegt;

b. Vermdgenswerte aus einem Verbrechen
oder aus einem qualifizierten Steuerverge-
hen nach Artikel 305" Ziffer 1° StGB her-
rihren;

c. Vermogenswerte der Verfligungsmacht
einer kriminellen oder terroristischen Orga-
nisation unterliegen; oder

d. Vermodgenswerte der Terrorismusfinanzie-
rung (Art. 260ainauies Ahs, 1 StGB) dienen.

5 Ubermittelt sie die von einem Finanzinterme-
diar nach Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a die-
ses Gesetzes oder nach Artikel 305 Absatz 2
StGB gemeldeten Informationen einer Strafver-
folgungsbehdrde, so informiert sie den Finan-
zintermediar daruber, solange dieser die Ge-
schaftsbeziehung nicht nach Artikel 9b
abgebrochen hat.

6

Bundesrat

20. Geldwaschereigesetz vom
10. Oktober 1997"°

Art. 23 Abs. 7

7 Der Verkehr mit der Meldestelle erfolgt Gber
das Datenbearbeitungssystem nach Absatz 3.

118 SR 955.0

Nationalrat

e-parl 27.09.2023 14:30

-91 -



	2. Verwaltungsverfahrensgesetz vom  20. Dezember 1968
	3. Bundesgerichtsgesetz 17. Juni 2005
	4. Verwaltungsgerichtsgesetz vom

17. Juni 2005
	5. Zivilgesetzbuch
	6. Zivilprozessordnung
	7. Markenschutzgesetz vom

28. August 1992
	11. Bundesgesetz vom 11. April 1889 über Schuldbetreibung und Konkurs
	12. Strafprozessordnung

